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Wir wollen die Neuschaffung eines unabhängigen, ge- 
einten Deutschlands in einem Europa freier Völker und 
kämpfen für den weltweiten Befreiungsnationalismus. 

Die Redakteure der Zeitschrift „wir selbst" haben sich 
aus unterschiedlichen politischen Gruppierungen zu- 
sammengefunden, um folgende Einzelforderungen in 
einen Gesamtzusammenhang zu stellen: 

• Ethnopluralismus 

• ökologische Lebensgestaltung 

• humaner Sozialismus 

• dezentrale Wirtschaftsordnung 

• kulturelle Erneuerung 

• Basisdemokratie 
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Kurznachrichten 

KPD AUFGELÖST 

Die maoistische KPD beschloß auf ihrem Dritten 
Parteitag, der in einem Gelsenkirchener Stadtteil 
stattfand,ihre Selbstauflösung. Nach den Worten 
des früheren KPD-Vorsitzenden Christian Semler 
„wird sich die KPD nicht in alle Winde zerstreuen", 
sondern wesentliche Teile der KPD werden sich, 
so Semler, in ein „gemeinsames Diskussionsforum 
der Linken” einbringen. Als wesentliche Aufgabe 
der Sozialisten und Kommunisten sieht Semler 
den„antihegemonistischen Kampf gegen die bei- 
den Supermächte", ohne Vertreibung der bei 
den Supermächte werde es keine „sozialistische 
Revolution in Deutschland geben”. Semler tritt 
ein für den Kampf um Unabhängigkeit, Selbstbe- 
stimmung und Einheit Deutschlands, eines 
„Deutschlandes der sozialen Emanzipation". In 
der vorletzten Ausgabe der ROTEN FAHNE/des 
Organs der KPD,wurde signalisiert, daß man sich 
von planwirtschaftlichen Lösungen distanzieren 
wird. Bernd Ziesemer, einer der Semler nahe- 
stehenden Redakteure, deutete an, daß man sich 
in Zukunft näher an realisierbaren öko- 
nomischen Modellen orientieren werde. Wohin 
der Weg führen wird, deutet ein Artikel auf 
Seite 1 der RF an. Arbeiterselbstverwaltung in 
Jugoslawien. 

Warschau. Nach dem von der polnischen 
Opposition ausgerufenen Gedenktag an die Toten 
der Arbeiterunruhen von 1970 wurden 18 
polnische oppositionelle verhaftet. Schuld am Tode 
der Opfer von 1970 trage die kommunistische 
Staatsführung, die auch für die heutige schlechte 
Wirtschafts- und Versorgungslage verantwortlich 
sei. Seit den Ereignissen von 1970 müsse die 
Staatsgewalt stärker mit der Meinung der 
Allgemeinheit rechnen. Die Erklärung polnischer 
Oppositioneller endet mit der Forderung nach 
wirklicher Vereinigungsfreiheit und nach freien 
Wahlen. 

Amsterdam: Straßenschlacht in Amsterdam. In 
der niederländischen Hauptstadt kam es zu 
schweren Auseinandersetzungen zwischen 
Hausbesetzern und der Polizei bei der Räumung 
von „illegal” besetzten Wohnungen. In Amster- 
dam herrscht imense Wohnraumnot, etliche 
Hausbesitzer lassen leerstehende Häuser ver- 
kommen, um höhere Profite für den Verkauf 
der Grundstücke (Neubau von Hochhäusern) zu 
erzielen. Viele Wohnungssuchende ergriffen in der 
Not zur Selbsthilfe und besetzten die leer 
stehenden Wohnungen. Die Auseinandersetzung 
zeigt , wie wenige Profithaie gegen die Interessen 
weiter Teile der Bevölkerung agieren. 
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Hallo liebe Leserin und lieber Leser! 



„Topographie des Hufeisens”, unter dieser Über- 
schrift berichtete die Tageszeitung „Die Welt" in 
ihrer Reihe „Zeitschriftenkritik'' über WIR 
SELBST”, womit sie in gewissem Sinne nicht un- 
recht hat. Was die „Welt” unter Synthese von 
Nationalismus und „Links” versteht, ist für uns 
eine neue politische Gesamtperspektive, deren 
Vertreter nicht nur im Bereich der „National- 
revolutionäre" zu finden sind. WIR SELBST 
versteht sich als Zeitschriftsprojekt mit einem klar 
umrissenen Grundverständnis, dennoch möchte 
diese Zeitschrift innerhalb des Eigenverständnisses 
auch eine Publikation mit Forumscharakter sein. 
Beispielhaft sei hier die Sozialismusdiskussion er- 
wähnt. Auf vielfachen Wunsch hin, werden wir 
künftig stärker als bisher über nationale und 
regionale Bestrebungen unter der Rubrik 
„weltweiter Befreiungskampf" berichten. Die 
Zeitschrift WIR SELBST wird einen „WIR 
SELBST — Freundeskreis" gründen. Jahresbei- 
trag des WSF wird ein Betrag in Höhe von 
DM 90,- sein. Hierfür erhaltet Ihr die Verlagsmit- 
teilungen und jeweils 10 Hefte (also im Jahr 
60 Hefte insgesamt) zum Weitervertrieb kosten- 
los zugesandt. Aufnahmeformulare können bei 
der Verlagsanschrift angefordert werden. Die 
Mitgliedschaft beginnt nach Überweisung des 

Jahresbeitrags auf das Verlagskonto. 



Eure Redaktion 



P.S. Wir bitten alle Abonnenten, die ihre Jahres- 
bezugsgebühr noch nicht bezahlt haben, dies nach- 
zuholen, da ansonsten die Belieferung eingestellt 
wird. 



KLEINANZEIGEN 



WIR SELBST veröffentlicht Kleinanzeigen gegen 
eine Grundgebühr von fünf DM und einem Zei- 
lenpreis von einer DIVI. 



Die nationalrevolutionäre Bewegung in West- 
deutschland, ISBN 3-922339-04-2, 228 Seiten, 
Paperback, Preis DM 22,-, Verlag Deutsch- 
Europäischer Studien GMBH. Der Verlag legt 
hier eine Materialsammlung vor, die in keiner 
Studienbibliothek fehlen sollte. Da die Auf- 
lage nur klein ist, empfiehlt sich baldige Be- 
stellung. 

Verlag Deutsch Europäischer Studien GMBH, 
Postfach 1 11927, 2000 Hamburg 1 1 

Atomenergie-das Grundgesetz und die Wirk- 
lichkeit, Tatsachen-Hintergründe und die ge- 
zielte Irreführung der Öffentlichkeit, mit Vor- 
worten von Prof. Fritz Eberhard und Prof. Dr. 
Werner Haverbeck, Autoren: Ernst Otto Cohrs 
und Wolfgang Knigge, herausgegeben vom 
Weltbund zum Schutze des Lebens zum Preise 
von DM 10,- (11 Exemplare 100,- DM). 

Erhältlich bei der WSL-Pressestelle, Postfach 
1 1 65 , 2130 Rotenburg (Wümme). 

Bombiges Ein-Kilopaket mit heißer Ware, also 
nationalrevolutionäre Schriften, Öko-Material, 
Aufkleber, Liedertexte, Anti-AKW-Dokumen- 
tationen usw. zum einmaligen Sonderpreis 
von DM 10,- in Briefmarken, Versand erfolgt 
unfrei. Chiffre A 001 

Info-Dienst sammelt Informationen über die 
neofaschistische Vergangenheit eines ge- 
wissen Jan Peters alias Peter van Spall bei den 
NPS-Nonkonform für eine Dokumentation. 
Zuschriften : Chiffre A 002 

Plakate über die Bauernkriege, Publikationen 
von Eichberg, W. Strauß, E. Niekisch, W.Venohr, 
Anti-AKW-Aufkleber, Öko- und NR-Publikatio- 
nen erhalten Sie stets pünktlich und preiswert 
vom Verlag Rübe&Knolle. Chiffre A 003 





INHALTSÜBERSICHT 



Moskau: Der Anteil der russischstämmigen Be- 
völkerung an der Gesamtbevölkerung der Sowjet- 
union ist auf 52% gesunken. Gleichzeitig stieg der 
Anteil der islamischen Menschen (Usbeken, Turk- 
menen etc,) auf 46,2 Millionen. Dies bedeutet 
eine Zunahme gegenüber von vor lOJahren um 
22 %. 

Nürnberg: Der in die BRD emigrierte sowjetische 
Bürgerrechtler Below hat dem russisch-ortho- 
doxen Erzbischof Pitirim vorgeworfen, die Ver- 
folgung von Christen in der Sowjetunion mit 
„Schweigen zu übergehen". Below erinnerte 
ihn in einem Brief an das Schicksal mehrerer 
Priester, die sich in Haft und in „Psychiatrischen 
Kliniken" befinden; Below warf Pitirim vor, sein 
Sekretär habe Gesuche für die Priester dem Ko- 
mitee für Staatssicherheit (KGB) zugeleitet. 

Harrisburg: Nach Angaben des Strahlungsforscher 
Dr. E. Sternberg nahm die Kindersterblichkeit 
in Pennsylvania und in New York in den Sommer- 
monaten nach dem Störfall in Harrisburg im 
Gegensatz zu anderen Jahren (in denen sie sank) 
um 92% zu. 

Moskau: Die Sowjetunion hat ihren ersten 

Schnellen Brüter hergestellt; die 600 000-Kilowatt- 
Anlage wurde im Atomkraft-Zentrum von Be- 
loyarks (Ural) aufgestellt. 



KURZNACHRICHTEN 2 

DIE GRÜNEN 4 

Mehr Gemeinschaft und Mitmenschlichkeit 

MITTEL DER NOTWEHR- 6 

Der Stromzahlungsboykott 
von Walter Hohenstein 

REALISTISCHES MENSCHENBILD UND 9 

SOZIALE FRAGE 

SOZIALISMUSDISKUSSION H 



von Paul Frister 

DIE IM DUNKELN SIEHT MAN NICHT 14 

Leben im Getto 
von Beate Neuberger 

RUDI ZUR SPD— ATOMPOLITIK 16 

Aus seinem letzten Interview 

DEUTSCHLAND-INFORMATIONEN 17 

GESPRÄCHE ZWISCHEN DRESDEN UND 18 

EISENACH 

Ein Erlebnisbericht 

von Peter Hürtgen 



Warren: In einer amerikanischen Anreicherungs- 
anlage für Kernbrennstoff soll es. einem Zeitungs- 
bericht zufolge, vor zwei Jahren zu einer grö- 
ßeren Panne gekommen sein, bei der nur „glück- 
liche Umstände" verhinderten, daß es Ver- 
letzte oder gar Tote gab. Am 7.3.1978 sei in 
Piketon ein mit flüssigem Uranhexaflurid gefülltes 
14-Tonnen-Faß zu Boden gefallen und geplatzt. 
Der erhitzte Inhalt sei verdampft und in die Luft 
entwichen. Lediglich durch günstige Wetter- und 
Witterungsverhältnisse soll der Unfall ohne Folgen 
geblieben sein. 

Berlin: Die Aktion 18. März Nationalfeiertag 
führte auch in diesem Jahr Veranstaltungen und 
Flugblattaktionen durch, in denen ein neuer 
Nationalfeiertag in den deutschen Staaten ge- 
fordert wird. Wie der Geschäftsführer Volker 
Schröter unser Zeitschrift mitteilt, soll die 
Bedeutung des 17. Juni nicht verkannt werden, 
gerade aber weil die Etablierten den Sinn dieses 
Tages verfälscht hätten, sei es notwendig einen 
fortschrittlichen Tag deutscher Geschichte als 
Alternative zu nehmen. 



WELTWEITER BEFREIUNGSKAMPF 20 

POSITIVES NATIONALISMUSVERSTÄNDNIS23 
James Connolly der irische Gewerkschaftsführer 

SINN FEIN 24 

Bericht vom Parteitag in Dublin 

GEORG BÜCHNER 26 

revolutionäre Literatur des deutschen Vormärz 
von Klaus Berger 

RENE EGLES 29 

der Liedermacher aus dem ELsaß 

LESERBRIEFE 30 
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Die 

Grünen 

MEHR GEMEINSCHAFT UND 

MITMENSCHLICHKEIT 



Die grüne Alternative 

Wie die Grünen die politische Landschaft ver- 
ändern können! 

Die Ursachen für die Entstehung einer grünen 
Alternativbewegung, der Name Protestbewegung 
soll hier bewußt vermieden werden, denn er 
dient den Etablierten zur Diffamierung (lediglich 
Protest, keine Alternativen, ein Punkte-Partei 
usw.), liegen wohl in der tiefen Gefühlskalte des 
kapitalistischen Systems. 

Gefühlskalte, Einsamkeit, Massenbetrieb, fehlende 
Mitmenschlichkeit, die Anonymität in den Cen- 
tren, Arbeitsemigration etc. all dies sind Er- 
scheinungen in den Systemen von Staats- und 
Privatkapitalismus, die nach Veränderung schreien. 

Das Profitmaximierungssystem ist nicht imstande 
den Bedürfnissen der Menschen gerecht zu wer- 
den, sondern erzeugt künstlich Fremdbedürfnisse, 
geschickt in raffinierte Werbung verpackt, die die 
Strukturen mitmenschlichen Zusammenseins zer- 
stören. 

Das System der Arbeitemigration beispielsweise 
führt zur schrittweisen Zerstörung, insbesondere 
des ländlich-dörflichen Zusammenlebens. Weite 
Anfahrtswege zur Arbeitsstelle, zunehmende 
Verlagerung auf einseitige Kommunikation 
(Fernsehen), führen langsam zur Lahmlegung 
etlicher früherer dörflicher Aktivitäten. Die Folge 
davon ist die zunehmende Vereinsamung und 
Entfremdung kleiner und kleinster Einheiten, 
Abhängigkeit von ferngesteuerten 

Massenmedien, sie führt zur Hilflosigkeit ins- 
besondere alter Menschen, da die Großfamilie im 
System neuer Strukturen durch die Klein- 
familie abgelöst wurde. 

In den Städten sieht es auch hier insbesondere 
für die ältereo und behinderten Menschen 
nicht besser aus. Weite Kreise dieser Bevöl- 



kerungsgruppen sind von fürsorgenden Sozial- 
einrichtungen höchst unzureichend erfaßt. Aber 
auch andere Bevölkerungsgruppen spüren das 
System der Entfremdung. Eine menschfeind- 
liche Bürokratie betreibt einen Klassenkampf 
von oben, in dem der Bürger nicht als gleichbe- 
rechtigter Partner, sondern als abhängiger Zwangs- 
benutzer betrachtet wird. Individuelle Bedürfnisbe- 
friedigung ist ebenso nicht mehr gefragt. In den 
großen Supermärkten wird dem Käufer durch eine 
geschickt ausgelegte Ware suggeriert, was er zu ver- 
konsumieren hat. Individuelle Beratung und das 
persönliche Gespräch werden ersetzt durch 
Werbung und Massenabfertigung. 

Hochhauslandschaften tun ein weiteres , Gemein- 
schaften nicht entstehen zu lassen. Abstumpfende 
Kulturimporte der nivellierenden Zentralen der 
Multis tun ein übriges, insbesondere die Jugend, 
den häufig aktivsten Teil der Bevölkerung, abzu- 
stumpfen und in den Sumpf der Lethargie und 
Aktionslosigkeit zu führen. Eine solche Jugend 
brauchen die Schaltstellen der Konzerne, eine 
willens- und identitätslose amorphe Masse, un 
fähig , die eigenen und gemeinschaftlichen Zie- 
le zu begreifen und anzupacken. 

Das Chaos der umweltzerstörenden Maßnahmen 
in Ost und West hat das Faß zum Überlaufen 
gebracht. Die Opposition gegen den Kapitalismus, 
früher nur an den Randzonen des politischen 
Spektrums spürbar, hat sich quer durch das 
politische Spektrum formiert. Eine politisch be- 
wußte Minderheit ist entstanden, die erstmals bei 
dem Kampf gegen die lebenszerstörenden Atom 
kraftwerke erkannte, daß der kleinkarierte Streit 
innerhalb der etablierten Parteien, nicht die 
wirklichen politischen Auseinandersetzungen 
innerhalb der Systeme widerspiegeln. Die Front- 
linie der Auseinandersetzung läuft nicht mehr 
zwischen „rechts und links"., jener künstlich kon- 
struierten Freund-Feindlinie zum Wohle der Profit- 
maximierung, nein diese Auseinandersetzung ent- 
wickelt sich zum Kampf zwischen „wir da unten" 
und „ihr da oben", also zu einem Klassenkampf 
indem Christen, Wertkonservative, nonkonforme 
Kommunisten, Regionalsten, Nationalisten, 
Sozialisten usw. gemeinsam gegen die Mechanismen 
und Systeme kapitalistischer Struktur ankämpfen. 
In Brokdorf standen gemeinsam Konservative des 
Weltbundes zum Schutz des Lebens sowie Sozia 
listen den Polizei und Ordnungstruppen der Bonner 
und Kieler Parteien gegenüber. 

Die ökologische Bewegung hat neben dem Pro- 
test gegen die Umweltzerstörung auch neue 
(und alte) Formen eines wieder menschlichen 
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Miteinanders gefunden. Formen der Gebor- 
genheit und Gemeinschaft. Beim Anti-AKW- 
Kampf in Wyhl beispielsweise entstand ein 
neues Identitätsbewußtsein der Region 
Volkstanz und Volkslied spiegeln den Protest 
der Bauern und Arbeieter, der Studenten, 
Winzerinnen und Lehrlinge dieser Region 
wider. Der Entfremdung werden Formen des 
eigenen Willens und der eigenen Entscheidung 
entgegengesetzt. Die Bevölkerung am Ober- 
rhein will ihre eigene Identität wahren, sie 
will wieder Mitmenschlichkeit und Zusammen- 
gehörigkeitsgefühl.,, Mer, wolle, dat mer weder 
z'samme gehöre”, sagt ein badischer Winzer 
und drückt damit aus, was alle bewegt. 

Der Kampf der ökologischen Bewegung darf nicht 
isoliert nur unter rein ökologischen Gesichtspunk- 
ten betrachtet werden. Wer Ökologie will, muß die 
kapitalistischen Strukturen zerstören, wer die 
kapitalistischen Strukturen zerstört, beseitigt das 
System der Nivellierung und Entfremdung und 
schafft damit eine gesunde Vielfalt lokaler, regio- 
naler, nationaler und religiöser Identität. 



Dieser gemeinsame Nenner der Alternativbe- 
wegung muß erweitert werden , um ein 
menschengerechtes, lebensrichtiges und humanes 
System, mit einer am Menschen orientierten 
Wirtschaftsordnung, welches die Qualität hat, 
die Maxime Rechtstaatlichkeit und Gewalten- 
teilung, Toleranz auch Minderheiten gegenüber, 
sowie gerechte Einkommmens- und Vermögensver- 
teilung durch Aufhebung der Verfügungsmacht 
von Menschen über Menschen, in Permanenz anzu- 
streben. 

Dieser Aufgabe müssen sich die GRÜNEN stellen, 
Alternativen anbieten, Gemeinschaft Vorleben, 
Arrangements mit dem System verweigern. Vor 
allen Dingen auch die Formen etablierter 
politischer Auseinandersetzung bei der Dis- 
kussion vermeiden, „Ratten und Schmeißfliegen" 
(Strauß) und „Schweine" (Wehner) kennzeichnen 
die menschenfeindlichen Umgangsformen 
etablierter Politik. Unsere Alternative heißt: 
Gemeinschaft und Mitmenschlichkeit. 

Unser Einsatz ist der Klassenkampf „ der da 
unten" gegen „die da oben". 




SAALAUSSCHNITT: PARTEITAG DER GRÜNEN IN KARLSRUHE (FOTQ; PLATA) 
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Mittel der Notwehr — 

Der Stromzahlungsboykott 



Der Einsatz um die Erhaltung einer lebenswerten 
Umwelt und der Eintritt für eine ökologische 
Lebensgestaltung ist der Kampf einer politisch 
bewußten Minderheit, aus Sorge um die gesamte 
Bevölkerung, gerade nach den Erfahrungen von 
Seveso und Harrisburg, den großen Monopolen 
- insbesondere auch der Elektrizitätswirtschaft- 
das Leben so schwer wie möglich zu machen. 
Begrüßenswert hierbei ist besonders, daß sich 
mehr und mehr mutige Juristen finden, die 
den Kampf für das Menschenrecht auf Leben 
höher bewerten, als die Interessen der Atom- 
industrie. 




"Jetzt fehlen nur noch Selbstschußanlagen!" 

Mauer, Wassergraben, Stacheldraht - AKW Brokdorf 



Wer für die Identität seiner Stadt oder der Region 
eintritt, kann eben einfach nicht Zusehen, wie 
unter dem Mantel eines angeblichen Mandats, 
Politik und Atomindustrie zugestanden werden 
kann, ohne Befragung der Bevölkerung 
Atomkraftwerke zu installieren. Die GRÜNEN 
und hier sei insbesonders der Landesverband 
Rheinland-Pfalz erwähnt- haben hieraus d 
ie Konsequenzen gezogen und den 
Initiativen für einen Stromzahlungsboycott Un 
terstützung zugesagt. 

Manch einer mag vielleicht Skrupel haben, einen 
solchen Boycott zu unterstützen, weil er der 
Meinung ist, ein solches Vorgehen sei rechtswidrig. 
Doch Sinn eines solchen Stromzahlungsboycottes 
ist es doch, gerade feststellen zu lassen, ob der 
einzelne Stromkunde gezwungen werden kann, 



zur Finanzierung des Atomprogrammes beizu- 
tragen, insbesondere wenn er, angesichts der 
gesundheitlichen und politischen Gefahren, 
die mit der Nutzung der Atomenergie verbunden 
sind, dies mit seinem Gewissen nicht vereinbaren 
kann. Angesichts des Monopolcharakters der 
jeweiligen Elektrizitätswerke bleibt häufig für den 
einzelnen Stromzähler nur der Weg der Kürzung 
der Stromrechnung übrig, denn alternative Energie- 
nutzung ist häufig für den Einzelnen technisch 
nicht realisierbar. Der Stromzahlungsboycott 
hat sich nach den bisherigen Erfahrungen als 
äußerst erfolgreiches , .Widerstandsrecht des 
kleinen Mannes" entwickelt: 

„Große Aktiengesellschaften, quasi öffentliche 
Einrichtungen müssen sich mit unterschied- 
lichen, manchmal abwegigen, oft folgenreichen 
Urteilen abfinden, zu denken ist an die Stromboy- 
cott-Prozesse, die es quer durch die Bundes 
republik gibt," schreibt bitter-zornig Friedrich Karl 
Fromme von der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
und weist darauf hin, daß die bisher ergangenen 
Urteile letztinstanzlich sind, da die Berufungssum- 
me von DM 500,- nicht erreicht wurde. 

In der Tat liegen die Summen, die von der Strom 
rechnung einbehalten werden (meist zwischen 10 
und 15 v.H.) so niedrig (meist sind eben halt Klein- 
haushalte am Stromzahlungsboykott beteiligt), so- 
daß die Elektrizitätswerke Restbeträge abwarten 
müßten, welche sich erst im Laufe von etwa 10 
jahren frühestens ansammeln würden, um in den 
Instanzenzug (Landgericht) gehen zu können. 
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Zwei Urteile des Amtsgerichtes Stuttgart 
(ebenso auch neuerdings Entscheidungen 
Hamburger Amtsgerichte) zeigen selbst den 
konservativen Fürchtegott-Leisetretern, daß die 
Prozeßführung Erfolg haben kann. Ausgerechnet 
die dienstälteste Richterin am Amtsgericht 
Stuttgart sprach zwei Zahlungsverweigerem 
„zumindest im Augenblick" ein Zurückbehal 
tungsrecht zu; denn die Kläger die Technischen 
Werke Stuttgart, bezögen „einen Teil Teil des 
von ihnen gelieferten Stroms aus einem Atom- 
kraftwerk”. Die Amtsrichterin bezog sich auf das 
Institut der „positiven Vertragsverletzung" und 
leitete daher einen Fürsorgeanspruch der TWS 
gegenüber den Strombeziehern ab. Diese Pflicht 
sei verletzt, weil „ die Entsorgungsfrage nicht 
gelöst sei und die Atomtechnik seit Harrisburg 
offenkundig nicht beherrscht werde" (AZ 7 
G 4630/79; 7 G 4632/79). Die Formulierung 
„zumindest im Augenblick" mag für die TWS kein 
Trost gewesen sein, die Atomindustrie steht, wenn 
auch nicht überall in der BRD, wie in Hamburg 
oder Stuttgart, die Amtsgerichte zugunsten der 
Stromzahlungsboykotteure entscheiden, vor einem 
Dilemma. Selbst Verfassungsbeschwerden an das 
Bundesverfassungsgericht von Seiten der Elekri- 
zitätswirtschaft wurden von dem Vorprüfungs- 
ausschuß des BVG mit der Begründung „ teil- 
weise unzulässig, teilweise ohne Erfolg" abge- 
lehnt. 




Auch wenn die Mehrheit der luristischen Literatur 
scharfe Kritik an den Stuttgarter etc. 
Urteilen übt, so bleibt dem einzelnen Bürger, der 
ansonsten machtlos vor der Allgewalt der 
Monopole und ihrer Politiker steht, nun eben 
dieser Weg offen den Strom nur soweit zu 
bezahlen, wie er es nach bestem Wissen und Ge- 
wissen verantworten kann. Sollte sich die Meinung 
der Fachliteratur durchsetzen, die den Stromzah- 
lungsboykott als rechtswidrig ansieht, so befindet 
sich der aktive Ökologe in einer Situation eines 
Michael Kohlhaas. Doch selbst die sozialdemo- 




kratische Zeitung „Vorwärts" schreibt: „ Erst 
die Entsorgung, dann das Geld". 

Machen wir uns also nicht mitschuldig, wenn wir 
jetzt nicht mahnen und alle rechtlichen Möglich 
keiten ausschöpfen, bevor Schlimmeres passiert. 

Wer den Stromzahlungsboykott negiert oder noch 
schlimmer, versucht aktive Teilnahmer am Boy- 
kott als Kriminelle hinzustellen, wie es selbstver- 
ständlich die bürgerliche Presse versucht, leider 
aber auch blauäugige Ökologen, leistet der Atom- 
industrie einen Bärendienst und fördert damit 
letztenendes die zunehmende Zerstörung und Ent- 
fremdung unserer Heimat und Umwelt. 

Nachfolgend sei kurz beschrieben, was ein Strobo 
(Stromzahlungsboykott) im einzelnen ist und wie 
örtliche Bürgerinitiativen ihren Boykott orga- 
nisieren: 

Die stromerzeugenden Unternehmen investieren 
jährlich zwischen 10% und 15% ihrer Einnahmen 
in Atomkraftwerke das heißt also vom Geld aus 
unseren Stromrechnungen. Deshalb verweigern wir 
dem RWE oder der HEW usw. 10% des Strom 
Preises und damit symbolisch ,, unsere” Invest 
itionen in Atomkraftwerke. Den Betrag überweisen 
wir auf ein Treuhandkonto, das von einem An 
walt verwaltet wird. Dieses Geld liegt so lange auf 
dem Treuhandkonto fest, bis die folgenden 
Forderungen, die Teil des Boykottes sind, vom 
RWE, TWS, HEW etc. erfüllt werden: 

Ausstieg des RWE etc. aus der Atomenergie 
Rückzug des RWE aus der Deutschen Gesellschaft 
für die Wiederaufbereitung von Kernbrennstoffen 
(DWK), die für den Bau von Zwischenlagern und 
der WAA Gorleben verantwortlich ist 
- Einstellung der Reklame für vermehrten Energie- 
verbrauch, statt dessen Werbung und Hinweise 
zum Energiesparen 
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Die Stromgeldverweigerung ist eine Aktion des 
zivilen Ungehorsams. Es ist die bewußte, gewalt- 
freie und öffentliche Aktion zum Zwecke des 
Protestes, wobei man sich nicht den dafür vor- 
gesehenen Folgen zu entziehen sucht. (Ein 
solches Vorgehen ist u.a. auch von Martin Luther 
King in der Bürgerrechtsbewegung praktiziert 
worden). 

Zum praktischen Ablauf des Strobo: 

1. Bereitschaftserklärung bei der örtlichen Bl 
abgegen, 

2. Abbuchungsermächtigung zurückziehen (falls 
vorhanden), 

3. Aktion gegenüber der RWE usw. mit einem 
Brief oder durch Gespräch begründen 

4. 90% der Stromrechnung auf das Konto der 
RWE etc. überweisen, 10% auf das Treuhandkto. 

5. Wenn die erste Mahnung vom RWE kommt, 
nicht beachten und die Bl benachrichtigen 

6. Bei zweiter Mahnung gilt das gleiche 

7. Wenn ein Mahnbescheid kommt, sofort 
Widerspruch einlegen (Widerspruchsfrist 14 Tage). 

8. Bei der Ankündigung einer Stromabschaltung 

(aus Erfahrung in vielen Städten unwahrscheinlich) 
über einen Rechtsanwalt eine Einstweilige Ver- 
fügung erwirken. 

9. Falls das RWE das Geld in einem Zivilprozess 
einklagen will, ist Öffentlichkeitsarbeit besonders 
wichtig 



Zu den rechtlichen Folgen: Falls das RWE die 
10% einklagen will, handelt es sich um einen 
Zivilprozeß. Dieses bedeutet, daß den 
Boykotteuren keine strafrechtlichen Folgen 
(Vorstrafe, Gefängnis) drohen. Die Kosten bei 
einem Zivilprozeß richten sich nach dem 
Streitwert, der den einbehaltenen 10% der 
Stromrechnung entspricht. Dazu ein Beispiel aus 
Hamburg, wo es bereits 500 Haushalte gibt, die 
am Strobo teilnehmen: Nachdem Frau X die 
zweite Mahnung über 15 DM nicht beachtet hat, 
erhält sie den gerichtlichen Mahnbescheid. Zahlt sie 
sofort, sind das 32,50 DM (7,50 Gerichtsgebühren, 
20, -DM HEW-Anwaltsgebühren, 5, -DM Auslagen). 
Da sie aber ihren Widerstand durchhalten will, 
kommt es zum Prozeß. Falls sie verliert, muß sie 
79, -DM bezahlen (Gerichtskosten, HEW-Anwalts- 
gebühren, Auslagen, Mehrwertsteuer, Zustellung), 
außerdem 46,42 DM für die eigenen 
, also insgesamt 125,82 DM. Alle angegebenen 
Kosten gehen vom durchschnittlichen Stromver- 
brauch eines 4-Personen Haushaltes aus. 

Bei dem Prozeß wird allerdings nicht so tief ge- 
bohrt wie in Gorleben, außerdem haben die bis- 
herigen Erfahrungen gezeigt, daß es nicht unbe- 
dingt zum Prozeß kommen muß. 

In Hamburg, wo der Strobo jetzt seit über zwei 
Jahren läuft und über 500 Haushalte beteiligt sind, 
hat es erst 40 Prozesse gegeben. 




1978/79 

Der Konjunkturautschwung und die überwiegend 
kalte Witterung Im vergangenen Winter ließen den 
Strombedarf unserer Kunden Im abgetaufenen Ge- 
schäftsjahr deutlich starker ansteigen als In den 
Jahren zuvor Entsprechend hoher waren unsere 



Kraftwerfcskapazitflten ausgelastet Ein wesentlicher 
To« des Mehrbedarfs wurde Im Wuge der Stein- 
kohlenversiromung gedeckt 

An Gesamtinvestitionen haben wir 197B/79 im 
Konzen* unter Einschluß der leasingfinanzuwlen Kraft- 
werke Ausgaben in Höhe von 2.5 Mrd. DM veranlaßt. 
Für die nächsten lünf Geschäftsjahre Ist nach 
unseren Planungen ein Investitionsvolumen von über 
20 Mrd DM In Aussicht genommen 
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REALISTISCHES MENSCHENBILD 

und soziale Frage 



Bedingt die Verschiedenartigkeit der Menschen in 
Anlagen und Bedürfnissen eine Gesellschafts- 
ordnung auf die sich das Besitzbürgertum berufen 
kann? Sind ökonomische Machtunterschiede nur 
durch ein egalitäres Menschenbild zu überwinden? 

Antworten auf diese Fragen zeigen die Qualität 
und die Einstellung zur Humanität einer po- 
litischen Bewegung auf. 

Im kapitalistischen System bestimmen die öko- 
nomischen Strukturen die vorhandenen Anlagen 
und Bedürfnisse eines Menschen. Vielfach hängt 
also der Grad der Selbstverwirklichung von der 
soziologischen Stellung, sprich hier vom Geld- 
beutel ab. Das Bildungssystem beispielsweise 
wird in der BRD vom traditionellen Klassen- 
denken geprägt. Arbeiterkinder (arm) haben ge- 
ringere Chancen ihre Fähigkeiten unter Beweis 
zu stellen, als Unternehmerkinder (reich). Dies 
bedeutet, daß im kapitalistischen System im 
Grunde ein ökonomisch beeinflußtes Faustrecht 
herrscht, in dem sich die Stellung des Einzelnen 
nicht durch seine Leistung und Fähigkeiten be- 
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Karriere (von A.Paul Weber) 



stimmt wird, sondern dadurch, wie der Einzelne es 
verstanden ha^ökonomische Machtstrukturen auf- 
zubauen. Es soh hier keineswegs verkannt werden, 
daß oftmals Leistung mit dem Aufbau öko- 
nomischer Strukturen verbunden ist. Dies ändert 
aber an der Haupttendenz , einem Sozialdarwi- 
nismus zu frönen.der sowohl menschenverachtend 
als auch demokratiefeindlich ist, nichts. Ein demo- 
kratischer wie auch rechtsstaatliches Land, wie die 
BRD es nach dem Wortlaut des Bonner Grundge- 
setz sein sollte, kann nur dann demokratisch sein, 
wenn auch die ökonomischen Verhältnisse (Herr- 
schaft über Produktionsmittel) nach demokra- 
tischen und menschenwürdigen Verhältnissen gere- 
gelt sind. Die real existierende Herrschaft des Kapi- 
tals über die Politik zeigt auf, daß derzeitig in der 
BRD und Österreich weder einem realistischen 
Menschenbild noch einer humanen Lösung der 
sozialen Frage ( Rationalisierung, Monopolisierung, 
Arbeitslosigkeit etc.)auch nur annähernd Rech- 
nung getragen wird. 

Auch in der DDR, dem zweiten deutschen Staat,ist 
weder ein realistisches Menschenbild noch ein 
humanerSozialismus verwirklicht.Stellung läßt sich 
in erster Linie danach bemessen, inwieweit er die 
Meinung der Herrschenden kopiert. In der DDR ist 
weder ein demokratischer Staatsaufbau vorhanden, 
noch eine Herrschaft und Selbstverwirklichung der 
Werktätigen an ihren Arbeitsplätzen gewährleistet. 
Der Staat mit seiner unerträglichen Allmacht ist 
auf allen Ebenen gegenwärtig, Gedanken, 
Initiativen etc. , die mit der Ideologie der 
Herrschenden nicht im Einklang stehen, werden 
verfolgt. Die Verstaatlichung der Produktionsmittel 
hat >m wesentlichen den Arbeitern einer Humani- 
sierung und Selbstverwirklichung am Arbeitsplatz 
nicht näher gebracht, sondern lediglich einer 
kleinen Funktionärsclique den Mißbrauch der 
Herrschaft von Menschen über Menschen 
ermöglicht. Obwohl das DDR-Regime in weiten 
Teilbereichen auf Grund von Erfahrungsprozeßen 
ansatzweise den Unterschieden der einzelnen 
Menschen Rechnung getragen hat, beispielsweise 
durch Begabungsförderung, so ist jedoch der Hang 
zur Nivellierung und Verantwortungslosigkeit groß. 
Der Ausspruch von Marx:,, Es ist nicht das 
Bewußtsein der Menschen, das ihr Sein, sondern 
umgekehrt ihr gesellschaftliches Sein, welches ihr 
Bewußtsein bestimmt", verdeutlicht im 
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sogenannten Staat der Werktätigen , was es heißt, 
wenn das gesellschaftliche Sein, sprich hier 
Handlanger eines totalitären Systems, der 
grundlegende Faktor sei. Welches Bewußtsein soll 
beim Menschen geschaffen werden, außer dem, daß 
er dem System zu dienen hat. 

Wer behauptet, daß lediglich das Sein das Be- 
wußtsein bestimmt, negiert die Individualität des 
Menschen als solchen. Er wird ihm nicht gerecht. 
Es besteht die Gefahr, daß die unterschiedliche 
Denkungsart der einzelnen Menschen verneint 
wird und die Lebenswirklichkeit zeigt, daß oft 
„falsches" Bewußtsein erzeugt wird, zum Nach- 
teil der eigenen Persönlichkeit . 

Wenn wir uns die Propaganda des Dritten Reiches, 
Menschenmanipulation der Jugendsekten oder 
auch nur die Werbung im Kapitalismus betrachten, 
dann wissen wir, wie leicht die eigene Persönlich- 
keit ins Hintertreffen geraten kannn. 

Das realistische Menschenbid verknüpft mit einem 
humanen Sozialismus schafft die Voraussetzung 
für ein sozialgerechtes und sozial verantwortliches 
Leben in einer Gemeinschaft. Beide bedingen ein- 
ander. Ein realistisches Menschenbild ohne Ab- 
lösung der herrschenden Kapitalistenklasse und 
Verwirklichung eines lebensnahen und menschen- 
gerechten Sozialismus ist nicht möglich. Dies sei 
denjenigen Ultrakonservativen und Reaktionären 
gesagt, die meinen mit einem sozialdarwinistisch 
geprägten sog. „lebensrichtigen Menschenbild" 
die bestehenden ökonomischen Zustände kon- 
servieren zu müssen. Ebenso abzugrenzen gilt es 
sich von nivellierenden und egalisierenden 
Strömungen, die meinen eine sozialistische Ge- 
sellschaft aufzubauen, dabei aber den Menschen 
als Objekt und nicht als Subjekt betrachten und 
dabei die Tendenz in sich tragen totalitär zu wer- 
den und damit menschenfeindlich. 

In einem System des genossenschaftlich geprägten 
humanen Sozialismus, in einem System der Ar- 
beiterselbstverwaltung .wird den menschlichen 
Bedürfnissen Rechnung getragen, indem man im- 
mer von Freiheitsräumen und Verantwortungsbe- 
reichen des Einzelnen ausgeht. 

Positiv zu vermerken ist, daß in den deutschen 
Staaten und überall auf der Welt nonkonformi- 
stische Gruppierungen herangehen, nicht nur von 
„Revolution, Sozialismus und Demokratie" zu 
sprechen, sondern auch darüber diskutieren, ob in 
einem solchen System tatsächlich Freiheit, Ver 
antwortung und Menschenwürde durchsetzbar sind. 

Es genügt nicht die Überwindung von Kapitalismus 



und Planwirtschaft anzustreben. Die Alternativbe- 
wegung. ob GRÜNE, ALTERNATIVE, ACHBER- 
GIANER, SOLIDARISTEN und NATIONALRE- 
VOLUTIONÄRE muß beweisen, daß Demo- 
kratie und Sozialismus unmittelbar verknüpft sind. 

Für die NATIONALREVOLUTIONÄRE heißt dies 
permanente Aufgeschlossenheit gegenüber neuen 
Ideen, gegen Verabsolutierung von Klassikern un- 
terschiedlicher Herkunft, seien es Marx, Bakunin, 
Strasser, Mahraun etc. , aber Aufgreifen von 
richtigen Aussagen (beispielsweise die Entfrem- 
dungstheorie von Marx oder die Basisdemokratie 
nach Mahraun usw.), Verarbeitung, Weiterent- 
wicklung, Ablehnung dort, wo es unserem 
Menschenverständnis widerspricht. 

Alternative Politik für morgen zu machen, heißt in 
erster Linie, der hohen moralischen Verantwortung 
der wir uns unterworfen haben gerecht zu werden. 

SS*»**«*******»«««!«»**#«»****«!«***®*« 
LOB DER DIALEKTIK 

Das Unrecht geht heute einher mit sicherem Schritt. 

Die Unterdrücker richten sich ein auf zehntausend Jahre. 

Die Gewalt versichert: So, wie es ist, bleibt es. 

Keine Stimme ertönt außer der Stimme der Herrschenden 
Und auf den Märkten sagt die Ausbeutung laut: Jetzt 

beginne ich erst 

Aber von den Unterdrückten sagen viele jetzt: 

Was wir wollen, geht niemals. 

Wer noch lebt, sage nicht: niemals! 

Das Sichere ist nicht sicher. 

So, wie es ist, bleibt es nicht. 

Wenn die Herrschenden gesprochen haben 
Werden die Beherrschten sprechen. 

Wer wagt zu sagen: niemals? 

An wem liegt es, wenn die Unterdrückung bleibt? An uns. 
An wem liegt es, wenn sie zerbrochen wird? Ebenfalls 

an uns. 

Wer niedergeschlagen wird, der erhebe sich! 

Wer verloren ist, kämpfe! 

Wer seine Lage erkannt hat, wie soll der aufzuhalten sein? 
Denn die Besiegten von heute sind die Sieger von morgen 
Und aus Niemals wird: Heute noch! 

Bert Brecht 
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Sozialismusdiskussion 



Die Nationalrevolutionäre in Deutschland sind seit 
eh und je Sozialisten. Immer hieß Nationalrevo- 
lutionär sein auch Sozialist sein. Wer nicht Sozialist 
ist, ist nicht Nationalrevolutionär. Das Bekenntnis 
zum Sozialismus darf allerdings kein verbaler Kraft- 
akt sein, sondern muß inhaltlich gefüllt werden. 

Das ist vor allem deswegen unbedingt notwendig, 
weil so viele Leute und Gruppen von „Sozialismus" 
reden. Da gibt es Faschisten, die sich als Nationale 
Sozialisten bezeichnen, da gibt es Vertreter der 
osteuropäischen Diktaturen und Klassengesell- 
schaften, die glauben, Sozialisten zu sein, es gibt 
die Sozialdemokraten, die ab und zu von „demo- 
kratischem Sozialismus" sprechen; die Liste läßt 
sich beliebig fortsetzen. 

Wo stehen wir? Was meinen wir, wenn wir „Sozia- 
lismus" sagen? Wie sind wir in das Spektrum der 
tatsächlichen oder selbsternannten Sozialisten ein- 
zuordnen? Diese Fragen verlangen eine klare Ant- 
wort. Unsere Füllung des Begriffes „Sozialismus" 
wird erweisen, wie unsere Politik zu bewerten ist. 
Zuallererst müssen wir sagen, welches Interesse und 
welche Beweggründe wir haben, Sozialisten zu sein. 
Wir sind Sozialisten, weil wir gegen Ungerechtigkeit 
und Ausbeutung kämpfen; wir sind Sozialisten, 
weil wir nicht dulden wollen, daß Menschen be- 
leidigt, getreten, entehrt und unterdrückt werden. 
Wir ergreifen Partei für die Leidenden, machen 
ihre Not zu der unseren. UNser Kampf gegen die 
kapitalistische Ordnung des Industriezeitalters, 
die Profit und Maschine über den Menschen setzt, 
vollzieht sich als Klassenkampf auf der Seite der 
Unterdrückten und Betrogenen gegen diejenigen, 
die die bestehenden Zustände verteidigen und 
zementieren. Wir heizen den Klassenkampf nicht 
aus Spaß am Streit an, sondern um vorhandene 
Klassengegensätze zu überwinden und zu beenden. 
Eine Gesellschaft, in der keine bedeutenden 
Klassengegensätze mehr vorhanden sind, in der die 
Gewalt der Herrschenden gebrochen und der 
Kampf des Volkes gegen das System überflüssig 
geworden ist, kann nur durch den Klassenkampf, 
also durch den Kampf des Volkes gegen die herr 
sehende Klasse, erreicht werden. 

Damit ergibt sich bereits eine scharfe Abgrenzung 
zu allen „Sozialisten", die den Klassenkampf nicht 
durch die Veränderung der Gesellschaft abschaffen 
wollen, sondern durch das Herbeireden von Frie- 
den und Eintracht, durch Partnerschaft und Zu- 
sammenarbeit zwischen den Klassen. Das wirkt sich 
so aus, daß die Kraft des Volkes geschwächt wird, 
die Menschen von ihren Zielen abgebracht werden 
und um des lieben Friedens willen Probleme über- 
tüncht und ihre Lösung verschoben wird. Solche 
Gedanken finden sich wieder in Sprüchen wie 
„Volksgemeinschaft gegen Klassenkampfgesell- 
schaft", „Wir sind doch alle Deutsche!" und ähn 



lieh. Sozial-Faschisten, Neue Rechte und Sozial 
demokraten sind sich in diesem Punkt einig. Mit 
solchen „Sozialisten" haben wir nichts zu tun. Wir 
wollen Versöhnung nicht herbeischwätzen, sondern 
zur Wirklichkeit werden lassen. 

Die Nationalrevolutionäre haben, ausgehend von 
ihrem humanitären Anliegen, auf der Seite der 
Leidenden gegen Ungerechtigkeit anzugehen, die 
gesellschaftlichen Zusammenhänge betrachtet. Sie 
haben eingesehen, daß eine ganze Reihe von Übeln 
ihre letzte Ursache im Wesen des kapitalistischen 
Systems haben. Der Kapitalismus ist eine Ord- 
nung, die Leiden besonders hervorruft; die Struk- 
turzwänge der kapitalistischen Ordnung führen in 
vielen Fällen automatisch zu Ungerechtigkeit und 
Lebensbedrohung. Im Kapitalismus liegt die Herr 
Schaft über die Produktionsmittel in den Händen 
bürgerlicher Kräfte, die mittelbar über die öko- 
nomische Macht auch die politische Macht haben, 
demgegenüber sind die breiten Massen des Volkes 
von der ökonomischen und politischen Macht 
letztlich ausgeschlossen. Auf dieser Grundlage 
produziert das Großkapital Entfremdung und 
Ausbeutung, um die Profite zu erhöhen. In der 
Industrie herrscht die Tendenz zur Konzentration 
vor. Alle Bereiche des gesellschaftlichen und 
kulturellen Lebens werden den Gesichtpunkten der 
Profitmaximierung und Kapitalexpansion unterge- 
ordnet und werden dadurch in Sinn und Inhalt ver- 
ändert und zerstört. Das Machtstreben des Kapitals 
funktioniert alles um oder vernichtet, was seinen 
Ansprüchen und Bedürfnissen entgegensteht (öko- 
logisches Gleichgewicht, regionale und nationale 
Identitäten, kulturelle und soziale Bedürfnisse der 
Menschen, Sozialstrukturen, religiöse Anschau- 
ungen, gesellschaftliche Normen und Kommuni- 
kationsstrukturen usw.). 

Die Nationalrevolutionäre haben, ohne sich darüber 
im Klaren zu sein oder sich darüber Rechenschaft 
abgelegt zu haben, mit ihrer Analyse des Kapitalis- 
mus das begriffen und ausgesprochen, was vor 
ihnen Karl Marx und andere Theoretiker des Sozia- 
lismus bereits ausführlich und fundiert dargelegt 
haben. Es hat bisher bei den Nationalrevolutio- 
nären nur eine begrenzte Auseinandersetzung mit 
dem Marxismus stattgefunden. Das hat sich in 
letzter Zeit geändert. Die Nationalrevolutionäre 
vertreten den Standpunkt, daß die Arbeiten der 
mat xistischen Theoretiker zur Kapitalismusanalyse 
es wert sind, zur Grundlage für die eigene Analyse 
des Kapitalismus gemacht zu werden. Sie sehen ins- 
besondere in der methodischen Anwendung des 
historisch-dialektischen Materialismus ein Ver- 
fahren von großem Nutzen. 

Nichtsdestoweniger sind die Nationalrevolutionäre 
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keine Marxisten. Warum nicht? Weil die marxi- 
stische bzw. kommunistische Theorie außer ihrer 
ganz zutreffenden Beschreibung des Kapitalismus 
und einer Reihe anderer Erkenntnisse auch An- 
schauungen vertritt, die wir für falsch und gefähr- 
lich halten. Was wir ablehnen, ist der weltanschau 
liehe Materialismus, der sich von unserem rein 
methodischen Materialismus bedeutend unter- 
scheidet, es sind viele Aspekte des marxistischen 
Menschenbildes, die dem Stand heutiger wissen- 
schaftlicher Erkenntnis nicht standhalten; unsere 
Vorstellung von einer klassenlosen Gesellschaft 
unterscheidet sich gewaltig von den kommuni- 
stischen Zielen von Karl Marx (Absterben des 
Staates, Kollektivismus), wir lehnen Dogma- 
tismus und Weltanschauungstotalitarismus ab. 
Wir sind uns darüber im Klaren, daß der Marxis- 
mus keine einheitliche Lehre ist. Der Marxismus 
ist von seinen Anhängern stets weiterentwickelt 
worden. Marxistische Theoretiker haben offene 
Fragen und Widersprüche bei Marx und Engels 
in die eine oder andere Richtung entschieden. Wir 
sind davon überzeugt, daß man bei Lenin, Mao 
Tsetung und Anderen viel lernen kann. Aber wir 
tun das als Nichtmarxisten, als kritische Sozia- 
listen, als undogmatische Theoretiker. 

Die kommunistische Bewgung ist in dem, was sie 
an neuen Gesellschaftsordnungen verwirklicht 
hat, teilweise der eigenen Theorie treu geblieben, 
teilweise hat sie sich in Widerspruch zur eigenen 
Theorie, insbesondere zu Marx und Engels, be- 
geben. 

Unserer Auffassung nach haben die Kommunisten 
nirgendwo den Sozialismus real gemacht. Im Ost- 
block finden wir ein System despotischer Klassen- 
herrschaft, das für die Menschen im Westen weniger 
eine positive Alternative als ein abschreckendes 
Beispiel ist. Noch am sympathischsten war uns 
bis vor einiger Zeit die Volksrepublik China. 

Unser Engagement gegen jede Form von Klassen- 
herrschaft macht uns zu Gegnern sowohl der kapi- 
talistischen wie der kommunistischen Klassenherr- 
schaft. Kapitalismus und Kommunismus stellen 
wir unseren sozialistischen Standpunkt entgegen. 
Wir wollen beide Systeme abschaffen. 

Die Ordnung, die wir errichten wollen, kann nur 
durch eine grundlegende Veränderung der be- 
stehenden Verhältnisse erreicht werden. Wir sind 
deshalb Revolutionäre. Nicht nur Reformen des 
Bestehenden wollen wir, sondern ein ganz anderes 
Leben ermöglichen. 

Der Sozialismus, den wir der kapitalistischen und 
kommunistischen Klassengesellschaft entgegen- 
setzen, will die Herrschaft des Volkes, will Selbst- 
bestimmung, will die Herrschaft der breiten Massen 
über die politische, wirtschaftliche und kulturelle 
Entwicklung der Nation. Deswegen kann Sozialis- 
mus nicht von Demokratie getrennt werden. Demo- 
kratie findet im Sozialismus ihre Erfüllung, und 
Sozialismus kann nur unter demokratischen Be- 
dingungen existieren. Die Nationalrevolutionäre 
fordern deshalb basisdemokratische Strukturen. 



Unser Sozialismuskonzept ist aus demselben Grün 
de dezentral und genossenschaftlich orientiert. 
Sozialismus heißt für uns, daß die Wirtschaft der 
ganzen Gesellschaft zu dienen hat, 

Wirtschaft und Industrie haben dem Volk zu 
dienen, müssen sich an den Bedürfnissen der Men- 
schen orientieren, müssen sich vor dem demo- 
kratischen Staat verantworten. Das geht nur, wenn 
die entscheidenden Industrien der Herrschaft des 
demokratischen Staates unterstellt werden. Des- 
halb ist die Vergesellschaftung aller Schlüssel- 
industrien, Banken und Versicherungen unabding- 
bare Voraussetzung für die Verwirklichung des 
Sozialismus. Während im Kommunismus durch die 
Parteidiktatur ein autoritärer Staat zum Eigen- 
tümer der Wirtschaft wird und das Volk von der 
Macht ausgeschlossen bleibt, werden in unserem 
Modell die Arbeitenden selbst in ihren Betrieben 
über ihre Produktion und Organisation basisdemo 
kratisch bestimmen. Innerhalb der Rahmenplanung 
des demokratischen Staates arbeiten die Betriebe 
in genossenschaftlicher Selbstverwaltung. Statt 
einer kommunistischen Bürokratie entscheidet das 
Volk selbst. Konsumzwang, Konkurrenzkampf. 
Überproduktion, Krisen, Monopolbildung usw. 
werden unterbunden, indem die freie Marktwirt- 
schaft zugunsten staatlicher und dezentraler Pla- 
nung abgeschafft wird. Nach sozialistischen Prin- 
zipien erhalten Wettbewerb und Markt eine auf 
sinnvolle Bereiche begrenzte Funktion. 

Auf der Grundlage solcher Strukturen wird Volks- 
herrschaft, Zusammenarbeit und Gerechtigkeit er 
möglicht; Zwänge, die das Profitdenken, den Ego- 
ismus, das quantitative Wachstumsdenken fördern, 
fallen weg, die Ursache für die Opferung ökolo- 
gischer Wege, die Verflachung der regionalen und 
nationalen Kultur, künstliche Bedürfnisproduktion, 
Zerstörung mitmenschlicher Beziehungen usw. 
wird beseitigt. 

Die sozialistischen Strukturen begünstigen Ge- 
meinschaftsgeist, Gerechtigkeitsempfinden, Selbst 
findung (Identität). Die Chance, auf der Grund- 
lage sozialistischer Strukturen ein neues Denken 
zu bewirken, hat bei uns Nationalrevolutionären zu 
der Einsicht geführt, daß eine Kulturrevolution 
mit der sozialistischen Revolution Hand in Hand 
gehen muß. Dazu haben wir eine Reihe konkreter 
Vorstellungen entwickelt, viele Fragen sind aber 
noch offen. 

Um nun dieses Ziel - unseren Sozialismusentwurf- 
zu realisieren, betreiben wir Nationalrevolutionäre 
eine Politik, die an mehreren Fronten ansetzt. 
Neben der Solidarität mit den Völkern der Dritten 
Welt, die heute die Hauptleidtragenden des kapi- 
talistischen Weltsystems sind, versuchen wir als 
Deutsche in Deutschland zu tun, was wir tun 
können. Indem wir in der Bundesrepublik über den 
Kapitalismus aufklären und fortschrittliche Bewe 
gungen (wie die Grünen, andere Bürgerinitiativen, 
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Komitees) unterstützen, Reformen fordern und die 
Chancen für eine Revolution verbessern, sind wir 
sowohl Teil des weltweiten Befreiungskampfes 
gegen multinationale Konzerne des Westens als 
auch Kämpfer für ein neues Deutschland im beson- 
deren. 

Unsere Aufgabe in Deutschland sehen wir im 
Kampf gegen die kapitalistische Ordnung der BRD 
und die kommunistische Klassenordnung der DDR, 
im Kampf gegen die Herrschaft der Supermächte in 
Deutschland und gegen die Besatzungstruppen in 
den deutschen Separatstaaten. Unser Ziel für 
Deutschland ist die Schaffung einer unabhängigen, 
vereinten, demokratischen, sozialistischen Repu- 
blik. Die Befreiung Deutschlands von der Vorherr 
schaft der Supermächte ist die Voraussetzung 
für jede wirkliche demokratische und sozia- 
listische Entwicklung auf dem Teritorium der drei 
deutschen Separatstaaten. Deshalb wollen die 
Nationalrevolutionäre den nationalen Befreiungs- 
kampf des deutschen Volkes. Als Demokraten, 
Sozialisten und prinzipielle Antiimperialisten sind 
wir deutsche Patrioten und Befreiungsnationa- 
listen. Wir wollen, daß das deutsche Volk in 
kritischer Distanz zu seiner Geschichte sich seine 
eigene Zukunft baut, aus den Fehlern der Ge- 
schichte lernt und an positive Seiten der deutschen 
Geschichte (Bauernkriege, Revolution 1848, 
Arbeiterbewegung, Novemberrevolution, anti- 
faschistischer Widerstand, 17. Juni 1953, Studen- 
tenbewegung, ökologische Revolte) fruchtbar an- 
knüpft. Der Anspruch des deutschen Volkes auf 
nationale Identität, auf Souveränität und Selbst- 
bestimmung muß unüberhörbar angemeldet wer- 
den. Unser Ziel der Neuschaffung Deutschlands 
will für die Massen des Volkes Demokratie, Sozia 
lismus und nationale Identität. 

So hat unser Kampf für den Sozialismus seinen 
Platz im Gesamtzusammenhang der Sache des 
Volkes. Genossenschaftlicher Sozialismus, basis- 
demokratische Ordnung, ökologische Revolution, 
Kulturrevolution und nationaler Befreiungskampf 
sind eine Einheit als Sache des Volkes, sind 
wechselseitig aufeinander bezogen und bedingen 
sich gegenseitig, können auch nur als Einheit 
durchgesetzt werden. 

Unsere Aufforderung zum nationalrevolutionären 
Befreiungskampf für die Neuschaffung Deutsch- 
lands ist demnach immer auch und vor allem ein 
Aufruf dazu, die Sache des Sozialismus in Deutsch- 
land und anderswo voranzutreiben. 



ENTLARVUNG EINES MITKÄMPFERS 

Der Unterschied zwischen seiner geradezu 

verfolgungswahnsinnigen Darstellung dieser Gesellschaft 

als Verschwörung gegen die Menscheit 

und meiner gesunden Skepsis 

scheint auf den ersten Blick 

nur an den Mängeln seiner 

politischen Bildung zu liegen 

auf Grund deren er alles vereinfacht 

Erst bei genauerem Zusehen ist zu erkennen 

daß seine Methode mir eine doppelte Falle 

stellt indem er einerseits mich überflügelt 

an Schärfe des Angriffs 

damit mich keiner mehr hören 

und ich als lau gelten soll 

im Kampf gegen das Unrecht 

andererseits indem sein bewußt übertriebener Angriff 

auf die herrschende Ordnung 

so sehr der Beweise ermangelt 

daß dann der Ärger der Leute 

über Anklagen ohne Beweise 

die herrschende Ordnung stützt ja in den Stand setzt 
auch meine gesunde Kritik 
als wahnsinnig abzutun 

Daraus wird klar daß sein Verfolgungswahn 

weniger Wahnsinn ist als ausgeklügelte Taktik 

um mein Ansehen zu untergraben 

und mich gleichzeitig bloßzustellen 

als Kritiker einer Gesellschaft 

die sein scheinbar so wilder Angriff 

so stärkt und reizt daß sie mich nun verfolgen kann 

Erich Fried 



Diskussionsbeitrag von Paul Fristen 
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Die im Dunkeln sieht man nicht 
wohnen kn Getto 



Ein Besuch in der zentral in Rheinland-Pfalz ge- 
legenen 50 000 — Einwohner — Stadt Bad Kreuz- 
nach lohnt sich. Da gibt es einen herrlichen Kur- 
park, ein prunkvoll neurenoviertes Kurhaus, das 
malerisch schöne Nahetal, die Kauzenburg, Wein- 
berge — kurz gesagt, eine Postkartenidylle, von den 
Stadtpolitikern aller Parteien, die sich selbstzufrie- 
den in ihren Ratssesseln zurücklehnen, so gestaltet, 
daß die Welt hier für Kurgäste, Geschäftsleute und 
Parteibuchbonzen gleichermaßen in Ordnung zu 
sein scheint. 




Kurhotel in Bad Kreuznach 



Verläßt man dann dieses Vorzeigeviertel der Kur 
Stadt und fährt, so wie ich, aus der Stadt heraus, 
so wird aus der traumhaften Idylle sehr bald triste 
Wirklichkeit. Fabriklandschaft, Schornsteine und 
Silos von Seitz und Michelin und irgendwo da- 
zwischen Häuser, nein Hütten, Bruchbuden — ein 
Getto. Ich halte an und frage irgend jemand, wer 
denn dort lebe. Der Jemand antwortet, daß das 
überwiegend Asoziale seien (sein Gesicht verzieht 
sich dabei abfällig), aber auch Menschen, die un- 
glückliche Umstände dorthin verschlagen hätten 
(sein Gesicht glättet sich wieder etwas verständ- 



nisvoller). Das interessiert mich, der Gegensatz 
zwischen Kurviertel und Hüttensiedlung, zwischen 
Prunk und Elend, Fassade und Realität fällt auf. 

Denn die einen stehn im Dunkeln, 

Und die andern stehn im Licht. 

Und man sieht nur die im Lichte, 

Die im Dunkeln sieht man nicht. 

Bert Brecht 

Wie recht hat doch Brecht. 

Langsam, etwas zögernd, gehe ich auf die Hütten- 
stadt zu. Alte, tiefsitzende Vorurteile stoßen mir 
sauer auf. Habe ich mein Auto in sicherer Ent- 
fernung geparkt? Ist es verschlossen? Vielleicht 
gibt tjir auch niemand Antwort auf meine Fragen. 
Plötzlich stehen ich mitten unter ihnen, Kinder, 
zehn oder mehr, Kleinkinder und Halbwüchsige - 
der älteste hackt Holz, ihn spreche ich an. Ob 
diese Häuser der Stadt gehören , und ich würde 
gerne einige Photographien machen. Polizei? 
Sind Sie von der Polizei? Nein, nein bestimmt 
nicht! Ich möchte einen Bericht über bundes- 
deutsch Wohnverhältnisse für eine Zeitschrift 
schreiben. Er ruft seine Mutter. Auch andere 
Erwachsene kommen. Die Zeitung, da ist 
jemand von der Zeitung. Das Mißtrauen ist weg. 
Man gibt mir Antwort auf Antwort. Jeder hat 
etwas zu sagen. Ja, die Häuser gehören der Stadt. 




Hier in diesem wohnen Vater, Mutter und 
11 Kinder. Das Dach ist morsch. Nein, eine 
Toilette gibt es nicht. Auch kein Wasser. Das 
muß man von außerhalb in Eimern holen. Und 
im Winter friert die Leitung zu. Aber dafür braucht 
man auch nur 82,50 DM an Miete zu zahlen. Nur 
82,50 DM, tatsächlich ein Spottpreis für Menschen- 
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unwürdigkeit. Darf ich photographieren? Wir 
möchten aber keinen Ärger mit der Stadt haben 
und bitte nicht die Kinder aufs Bild bringen. 
Die werden schon genug gemieden, in der Schule 
und im Sportverein. Aber man möchte mir alles 
zeigen, die ganze Schweinerei, die ganze menschen- 
unwürdige Schweinerei. 




Wohnungen mit 16 qm Grundfläche 

Einige Kinder führen mich zu ihren Wohnungen. 
Die Räume sind einheitlich 4 mal 4 m, klein und 
niedrig, viel zu klein, viel zu niedrig. In diesem 
Raum sie, gemeinsam mit 4 Geschwistern, sagt 
mir ein 13-jähriges Mädchen. Oft ist solch ein 
4 mal 4 - Meter - Raum die Unterkunft für eine 
ganze Familie. Gibt es denn hier Toiletten und 
Wasser? Nein, für 5 Familien ist nur ein Wasser- 
hahn vorhanden, der liegt auch außerhalb und 
friert auch zu, im Winter. 




Wasserstelle für 5 Familien - im Freien gelegen 
Ich frage, warum man denn nicht in eine andere 
Wohnung zieht. Wer nimmt uns denn schon, wir 
sind doch abgestempelt als ,, die von der Gensinger 
Straße". Und eine Wohnung für eine Familie mit 
11 Kindern, die ist doch überhaupt nich zu be- 
kommen oder zu bezahlen. Mir fällt ein, daß 
Sozialwohnungen häufig von solchen belegt sind, 
die sicherlich nicht am unteren Ende der sozialen 
Hierachie angesiedelt sind, wie z.B. die Jugend- 
senatorin von Berlin, die* mit einem Monatsein- 
kommen von 10 000 DM, Mieterin einer Sozial- 
wohnung ist. 



Das größte Problem sind wohl die Kinder. Eine 
ältere Frau sagt, daß von ihren 8 Kindern 7 bereits 
Knasterfahrung haben. Ist denn dieses Millieu nicht 
geradezu eine Brutstätte der Kriminalität? Ausge- 
stoßen, außerhalb der Gesellschaft stehend, unter 
menschenunwürdigen, erbärmlich armen Verhält- 
nissen lebend; natürlich wächst in diesen jungen 
Menschen das Verlangen nach Besitz, jenem Besitz, 
den ihnen die Wohlstandsgesellschaft täglich 
mit süßlich verlockender Werbung vor Augen führt, 
der aber für Gettokinder unerreichbar bleiben soll. 
Und Neid und Haß schlagen irgendwann einmal um 
in Kriminalität. Ein Vorgang, den ich verstehe. Was 
ich nicht kapiere ist die Gleichgültigkeit der Ver- 
antwortlichen , der Karrierepolitiker. Sieht man 
nicht den Zusammenhang zwischen Gettomillieu 
und Kriminalität. Oder will man das alles nicht 
sehen. Sind die Dreck— und Elendsquartiere zu 
schrecklich, um die verwöhnten Augen der Stadt- 
parlamentarier auf sich zu ziehen. Es stimmt, wer 
Steuergelder dazu benutzen würde, für die Men- 
schen in der Gensinger Straße menschenwürdige 
Wohnungen zu schaffen, der könnte nicht mit sehr 
vielen Wählerstimmen rechnen, und das Wohl- 
wollen der Geschäftsleute in Bad Kreuznach 
könnte auch verloren gehen. Also läßt man alles so, 
wie es schon immer war. 

Kurz zusammengefaßt: 

In der Gensinger Straße , am Rande von Bad 
Kreuznach, leben mehrere Hundert Menschen unter 
menschenunwürdigen Verhältnissen in Unter- 
künften, die der Stadt gehören. 

Keine Wohnung hat eine eigene Toilette. Eine 
Gemeinschaftstoilette liegt 50- 100 Meter von der 
Wohnung entfernt. 

Keine Wohnung hat einen eigenen Wasseranschluß. 
Für mehrere Familien gibt es eine gemeinsame 
Wasserentnahmestelle, die sich im Freien befindet 
und im Winter einfriert. 

Die Räume in den Wohnungen sind zumeist 4mal4 
Meter klein. In ihnen leben z.T. 4-5 Kinder, häufig 
eine ganze Familie. 

Die Hütten sind in einem erschreckenden baulichen 
Zustand. 

Die Miete für diese Behausungen beträgt bis zu 
100 DM. 

Ein seit Jahren versprochener Kinderspielplatz 
wurde noch immer nicht angelegt. 

Wir halten dies alles für einen Skandal und fordern 
die Stadtverwaltung und die Vertreter der Parteien 
auf, in aller nächster Zeit dafür zu sorgen, daß die 
hier lebenden Menschen menschenwürdige Woh- 
nungen bekommen. 

Beate Neuberger 
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RUDI ZUR SPD -ATOMPOLITIK 

Sein vermutlich letztes Inerview vor seinem Tod gab Rudi Dutschke unmittelbar nachdem der SPD-Bundes- 
parteitag den Beschluß gefaßt hatte, die Möglichkeiten für den weiteren Ausbau der Kernenergie offenzu- 
lassen. Dutschke, der an dem Parteitag als Journalist teilgenommen hatte, antwortete auf die Frage, wie er 
denn nach dem SPD-Beschluß die Chancen und Möglichkeiten der undogmatischen Linken außerhalb der SPD, 
innerhalb und außerhalb der „Grünen" und „Bunten" sehe. Nach der Entscheidung der hessischen SPD-Regie- 
rung für einen klaren Kurs in Richtung Atomstaat und dem Wahlerfolg der „Grünen" in Baden-Württemberg 
gewinnt dieses Interview erneut Aktualität. 




Entscheidend ist, daß man sich darüber klar wird: 
Ist dieses Resultat hier ein Resultat voller Glaub- 
würdigkeit von einer Partei für die nächsten Jahr- 
zehnte einer ganzen Nation oder ist es ein Betrug 
für lange Zeit? Die pseudowissenschaftlichen Argu- 
mente, die man hier zu hören bekam, von Schmidt 
bis zu anderen, waren Argumente, die wirklich 
daran erinnerten, als ob man Adenauer höre mit 
seiner Argumentation von 1957 „Keine Experi- 
mente.... damit werden wir siegen". Heute heißt 
es „Sicherheit für die 80er jahre — SPD". Mit 
dem einen Unterschied vielleicht: Adenauer in 
seiner betrügerischen Denk- und Politikweise 
wäre vielleicht noch hin und wieder bei solch 
einem Experimentieren, was jetzt getrieben wird 
über die Atomkraftwerke, in die katholische 
Kirche gegangen, um mit seinem Herrn zu 
sprechen. Wahrscheinlich machen die Herren, die 



jetzt die Herrschaft ausüben, das nicht einmal. 
Das Experiment, das jetzt gemacht wird, ist das 
größte Experiment, das nach dem Zweiten Welt- 
krieg in unserem Lande jemals stattgefunden hat 
und das mit „Sicherheit" zu benennen, ein Höchst- 
maß an Unglaubwürdigkeit und Betrug ist. 

Die linken Strömungen im Lande wie Demokraten, 
Christen, Sozialisten in ihrer verschiedensten Art 
und Weise, die sich aber um Glaubwürdigkeit be- 
mühen und nicht mit einem Bein in Moskau 
tanzen oder mit 'nem anderen in Peking oder in 
Washington oder wo auch anders, haben ihre 
Glaubwürdigkeit zu beweisen, erst recht nach 
diesen Resultaten. 

Und innerhalb der SPD, würde ich meinen, werden 
viele Genossen und Freunde, mit denen man oft 
zusammen gearbeitet hat, in vieler Hinsicht, sie 
werden auch noch darüber nachdenken müssen, 
was die Konsequenzen dieses Parteitages sind. 
Und sie werden auch recht darüber nachdenken, 
wenn außerhalb der SPD eine Partei entsteht, 
die sich dadurch auszeichnet, innere Glaubwürdig- 
keit zu haben und nicht beschränkt zu sein, weder 
an der einen Ecke noch an der anderen Ecke. Dann 
werden sie eine Möglichkeit sehen und dann 
wird auch eine für die anderen möglich sein. 

Und da wird die linke Tradition der letzten Jahre 
und Jahrzehnte 'ne wichtige Rolle spielen. Und alle 
Grünen — auch Herr Gruhl - werden sich darüber 
klar sein, das ihre Tradition, die sie haben, keine 
linke Tradition ist, und wir wissen, daß unsere 
Tradition nicht eine Gruhl-Tradition ist. Aber wir 
wissen eins: Es geht um eine fundamentale Frage- 
stellung unseres Jahrzehnts und der nächsten 
Generationen. Und darum müssen wir Zusammen- 
arbeiten, und ich hoffe, daß auch Sozialdemo- 
kraten mit uns in dieser gefährlichen Sache eine 
gemeinsame Arbeit beginnen. 
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DEUTSCHLAND- 

INFORMATIONEN 



Dresden: Die Einwohner der Stadt Dresden ha 

ben am 13. Februar dieses Jahres des Jahrestages 
der Zerstörung ihrer Stadt durch die aliierten Luft- 
angriffe gedacht. Auf dem Friedhof der Stadt 
ehrten Tausende von Menschen die ca. 35000 
Toten, die Opfer des britischen Terrorangriffes 
wurden. Um 22 Uhr dieses Tages läuteten alle 
Glocken der Stadt, zu dieser Stunde waren vor 
35 Jahren die ersten Bomben auf Dresden gefallen. 



Vorarlberg: Regionalistische Aktivitäten im 

österreichischen Bundesland Vorarlberg. Unter 
der Leitung von Dr. Franz Ortner, dem Chef- 
redakteur der regionalen Tageszeitung „Vorarl- 
berger Nachrichten” hat sich eine Initiative ge- 
bildet, die sich für eine stärkere Autonomie der 
allemanischen Region Vorarlberg einsetzt. Das 
Ziel der Aktion „Pro Vorarlberg” definiert 
Ortner so:,, Vorarlberg will nicht los von Öster- 
reich. Wir wollen nur mehr Freiheit für Ent- 
scheidungen in unserem Bundesland”. In der 
Tat ist die allemanische Region des dritten 
deutschen Staates von Wien vernachlässigt 
worden. So ist Vorarlberg beispielsweise bei 
den durch das Wohnbauförderungsgesetz be- 
reitgestellten Mitteln so gut wie nicht be- 
dacht worden. 

Leipzig: Sachsen-Lied, nicht nur in der DDR 
beliebt. „Sing mei Sachse sing!", das Heimat- 
lied der Sachsen und ihrer Freunde wird immer 
populärer. Das um die Jahreswende entstandene 
Lied stammt von Jürgen Hart (Chef des Kaba- 
rett „academixer”) und wird gesungen von 
Arndt Pause, einem - wie er sagt- „Exil- 
sachsen in Berlin”. Der Text des Liedes, den 
beim Hören vor allem Nicht-Sachsen nicht sofort 
in seinem ganzen Witz erfassen können, ist in der 
DDR von zwei Zeitungen im vollen Wortlaut ge- 
druckt worden. 



Rostock/Leipzig: Der Einmarsch der Sowjetunion 
in Afghanistan hat in der DDR zu einer Reihe von 
Protestaktionen geführt. In Rostock wurden Mitte 



Januar an verschiedenen Hauswänden und einer 
Friedhofmauer Parolen wie „Russen raus aus 
Afghanistan” angemalt. Zwei Studenten der Ro- 
stocker Wilhelm-Pieck-Universität wurden verhaf- 
tet. In Leipzig wurden aus einen fahrenden PKW 
heraus Flugblätter geworfen. Die Leitüberschrift 
des Flugblattes lautete:,, Jetzt wissen wir, wofür 
wir aufrüsten. Die Russen brauchen Waffen und 
unsere Unterstützung”. Nach dieser spektakulären 
Aktion mitten in der Hauptverkehrszeit wurden 
zahlreiche Personen verhört. 

Berlin: Die Ende vorigen Jahres vom SED- 

Zentralkomitee beschlossene Überprüfung der 
2,1 Millionen SED-Mitglieder hat Mitte März be 
gönnen. Bis zum 30. April sollen die Parteidoku 
mente und die ordnungsgemäße Registratur aller 
Mitglieder und Kandidaten überprüft und persön- 
liche Gespräche mit ihnen geführt werden. Im Ge- 
gensatz zu der letzten derartigen Aktion vor knapp 
10 Jahren werden diesmal die Mitgliedsbücher je- 
doch nicht umgetauscht. In einem Kommentar des 
SED-Zentralorgans „Neues Deutschland" wurden 
die „persönlichen Gespräche in den Grundorgani- 
sationen” als wichtigstes Element der Kontrolle be- 
zeichnet. Nach SED-Generalsekretär Honecker 
sollen alle Mitglieder „ darlegen, wie sie ihre Pflich- 
ten und Rechte auf der Grundlage des Partei- 
statuts wahrnehmen, wie sie künftig an der Ver 
wirklichung der Parteibeschlüsse mitarbeiten wol- 
len”. Honecker deutete auch die Möglichkeit 
des Ausschlusses von Mitgliedern an, die sich be 
harrlich „ ihren Pflichten" entzögen in „Bewäh- 
rungssituationen" vom Standpunkt der Partei 
abwichen oder „schwankende Haltungen" zeigten. 
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DIE LÖSUNG 

Nach dem Aufstand des 17. Juni 

ließ der Sekretär des Schriftstellerverbandes 

in der Stalinallee Flugblätter verteilen, 

auf denen zu lesen war, daß das Volk 

das Vertrauen der Regierung verscherzt habe 

und es nur durch verdoppelte Arbeit 

zurückerobern könne. Wäre es da 

nicht einfacher, die Regierung 

löste das Volk auf und wählte ein anderes? 

Bert Brecht 
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Gespräche zwischen 
Dresden und 
Eisenach 

von Peter Hürtgen 

Ein Mitarbeiter von WIR SELBST reiste kürzlich 
einige Wochen durch die DDR. Einen Ausschnitt 
seiner mit jungen Landsleuten geführten Ge- 
spräche, die er jeweils in einem stichwortartigen 
Gedächtnisprotokoll festgehalten hat, gibt er 
in folgendem Erlebnisbericht wieder: 



Eigentlich hatte ich mir auf meiner Informations- 
reise durch Sachsen und Thüringen vorgenommen, 
zwar mit vielen Menschen zu sprechen, aber mög- 
lichst meine Herkunft als Westdeutscher nicht zu 
erwähnen, schon gar nicht hervorzukehren. Auf 
diese Weise wollte ich von Beginn an Vorurteilen 
Vorbeugen. Aber dieses Vorhaben erwies sich als 
Unding. Denn die Leute hinter Elbe und Werra 
haben längst ein feines Gespür dafür entwickelt, 
ob man aus der DDR oder aus der BRD kommt - 
und das nicht etwa wegen der Kleidung, die näm 
lieh drüben (durch Westgeschenke) gerade bei 
Jugendlichen sich von unserer nicht mehr be 
sonders abhebt. Vielmehr sei, so sagte man mir, un- 
ser Auftreten einfach unbefangener. So war ich 
also jeweils bald als Westdeutscher erkannt, wenn 
auch wohl nicht als jener drüben für typisch ge- 
haltene arrogante Wohlstandsbürger, der höchst 
unbeliebt ist und entsprechend schroffe Antworten 
erhält. 



Die erste interessante Begegnung hatte ich vor ei- 
nem Dresdner Radio- und Plattengeschäft in der 
Ernst-Thälmann-Str., selbstverständlich ein HO 
(staatliche Handelsorganisation ) - Laden. Es war 
Samstag früh. Der Laden sollte in einer halben 
Stunde geöffnet werden. In einer fast 50 Meter 
langen Menschenreihe standen einige jeansbehoste 
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Käuferschlangen vor den HO - Läden in Dresden 



Jugendliche. Ich trat auf sie zu und fragte einen 
„Was gibt's denn hier Besonderes, daß Ihr hier an 
steht?" - Wieso, das werden wir schon seh'n!" war 
die verdutzte Antwort und sein Nebenmann er- 
gänzte: „Sie sind wohl aus dem Westen, wenn Sie 
so fragen?!wir kaufen eben das, was es gibt." 
(Just erinnerte ich mich an ein Witzrätzel, das man 
mir erst einige Tage vorher in einer Familie ge- 
stellt hatte: Was machst Du, wenn Du in der DDR 
eine Schlange siehst? - Du stellst Dich an!). 

Aber ich gab mich nicht zufrieden und forschte 
weiter:„Ja, was würdet Ihr denn kaufen wollen?"- 
„Nu, Platten natürlich, Westplatten, Pop- und Rock- 
musik oder Songs von Udo Jürgens, Reinhard May 
oder Udo Lindenberg. "-„Werden denn solche 
Platten in der DDR überhaupt vertrieben?" wollte 
ich wissen. „Manchmal schon, das sind meistens 
DDR-Produktionen, aber die gehen weg wie warme 
Semmeln", klärte man mich auf. Während wir uns 
weiter unterhielten, trat ein Dritter, der unser Ge- 
spräch verfolgt hatte, ein Stück näher zu mir her- 
an und fügte, sich vorher umschauend, hinzu: 

„Sie möchten wohl hören, daß wir lieber Märsche 
der NVA („Nationale Volksarmee" - d.Red.) ver- 
ehren oder Lieder der FDJ („Freie Deutsche 
Jugend" - d.Red.); da hätten Sie sich gründlich ge- 
täuscht, auch wenn wir alle in der FDJ sind und zu 
den „Weltjugendfestspielen" in Berlin delegiert wa- 
ren. Gerade dort hätten Sie übrigens mal sehen sol- 
len, was alles an Westplatten und Westtonbändern 
in den Massenquartieren, den Zeltlagern und Schu 
len, gehandelt worden ist, und nicht nur das, auch 
Bücher, Kataloge, Illustrierte aus BRD- Verlagen 
wurden getauscht. Die meisten haben ja Verwandte 
oder Freunde in der BRD, und auch, wenn unsere 
Staatsorgane die Besucher oder Pakete filzen, 
irgendwas kommt immer durch." 

„Bei uns in der Poly” (Abk. für „Polytechnische 
Oberschule" - d.Red.) - schaltete sich nun wieder 
der erste meiner Gesprächspartner ein - „waren 
zwei Schüler, die versorgten die Klasse immer aus 
der CSSR oder Polen mit Westsachen, wohin wir ja 
als DDR-Bürger fahren dürfen; aber die sind jetzt 
beide erwischt worden, vielleicht auch denunziert, 
und von der Schule geflogen. Der eine sitzt in 
zwischen im Gefängnis wegen „staats- u. frie- 
densfeindlicher Hetze", weil er das westdeutsche 
Buch von Diwald: „Geschichte der Deutschen" 
aus Karlovy Vary (karlsbad, CSSR, -d.Red.) in 
die DDR geschmugelt hatte. Der andere darf sich 
nun in Eisenhüttenstadt „in der Produktion be- 
währen". 

Über so viel nie zuvor erlebte Offenheit dieser 
drei Jugendlichen war ich regelrecht betroffen. 
Das Gespräch verstummte dann auch plötzlich, als 
sich ein Mann mit Lederjacke allzu auffällig in 
unsere Nähe stellte ... 
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An einem der nächsten Abende hielt ich mich in 
einer HO-Gaststätte „Am Zwinger" auf. Wieder 
hatte ich das Glück, mit Jugendlichen zusammen- 
zutreffen, die sich nach der üblichen Berührungs- 
angst und vorsichtigem übrigens gegenseitigem - 
Abtasten erstaunlich freimütig äußerten. Ich hatte 
sie gefragt, ob ich mich mal an ihren Tisch setzen 
dürfe, was sie höflich bejahten. Diesmal rückte ich 
gleich damit heraus, daß ich aus der BRD kämeu. 
mich mit ihnen unterhalten wolle. Das ging zwar 
zunächst nur stockend, aber bald lockerer. „Wenn 
Sie ein Stasi (Spitzel vom Staatssicherheitsdienst - 
d.Red.) wären", fing nach einer Weile einer der 
sechs etwa 20-jährigen Jungen und Mädchen an, 
„hätten Sie nicht so bürgerlich gefragt, ob Sie sich 
hierzu setzen dürften. Stasi-Leute setzen sich 
immer an den Nebentisch." „Und woher weißt 
Du”, fiel seine Nachbarin leise ein, „daß der Olle 
hinter uns nicht einer von der Truppe ist?" Man 
schaute sich nach und nach um, war sich aber 
einig, daß jener relativ fein gekleidete Genosse 

trotz oder gerade wegen seines SED-Abzeichens 
vermutlich harmlos war (er blieb auch nicht lang, 
so daß wir in der Ecke für uns allein waren). 

Das Gespräch drehte sich zunächst um für die 
DDR-Jugendlichen anscheinend wichtige äußere 
und materielle Dinge: aus welcher Stadt ich käme, 
welches Gebiet Rheinland/Pfalz umschließe, wie- 
viele Autos auf einen Bürger entfielen (in der DDR 
heute 7 pro 100), ob man auf den Autobahnen 
nach wie vor jede Geschwindigkeit fahren dürfe, 
wieviel Leute bei uns ein eigenes Haus hätten, wa- 
rum der „Käfer" nicht mehr in der BRD pro- 
duziert werde usw. Schließlich erwähnte einer 
Mainz, das ZDF, und schon waren wir bei Löwen- 
thal, den alle trotz des ab Dresden noch schlech- 
ten Westfernsehempfangs kannten, aber nur einer 
mochte. Man gestand Löwenthal zwar das Be- 
mühen zu, auf die Probleme der DDR-Bevölkerung, 
insbesondere die Häftlinge, einzugehen, hielt ihn 
aber für voreingenommen und sogar für reaktionär. 
„Er versteht gar nicht, daß und warum wir DDR- 
Bürger auch stolz auf unseren Staat sind", meinte 
einer der sechs, „wir sind stolz darauf, daß wir 
ohne Marshall-Plan-Hilfe einen für die RGW* 
Länder sehr hohen Lebensstandard erreicht haben. 



daß wir in technischen und sportlichen Leistungen 
mit an der Spitze der Welt stehen." - „Stimmt", 
fügte sein Nachbar hinzu, „wir sind auch ein biß- 
chen stolz darauf, daß wir nicht so viel Kriminalität 
und Verbrechertum wie Sie in der BRD haben, daß 
wir kein Drogen- und Alkohol- und kaum ein 
Selbstmordproblem kennen (letzteres übrigens 
objektiv unwahr - die Red.), daß wir nicht so 
amerikanisiert sind, sondern unsere eigene Kultur 
und Brauchtum pflegen...'' 

Ich versuche einzuhaken, weil ich den Eindruck 
hatte, daß hier ein all zu heiles DDR-Bild gezim- 
mert würde:,, Na ja, ganz so rosig sieht es bei Euch 
ja auch wieder nicht aus, abgesehen von den eben 
fehlenden Grundfreiheiten des Einzelnen, immer- 
hin wird in der DDR jede 3. Ehe geschieden, die 
Geburtenrate ist auch höchst bedenklich und von 
den Plan- und Versorgungsschwierigkeiten will ich 
gar nicht reden." -„Ne", erwiderte ein Mädchen, 
„da haben Sie uns wohl falsch verstanden, wir 
wollen gar nicht die DDR, also das System hier, 
hochjubeln, schon gar nicht die Bonzen, unsere 
Genossen Funktionäre der SED, die wie die 
Kapitalisten von Krupp in Saus und Braus leben, 
mit Westmark oder in den „Elite"-Geschäften ein- 
kaufen, teure Villen bewohnen usw.; nur lassen 
wir uns auch nicht immer als die armen Brüder 
im Osten mit ewigem Negativimage bemitleiden 
und verletzen." - „Wissen Sie", ergänzte das zweite 
Mädchen, „wir haben uns inzwischen, genau wie 
unsere Eltern, mit den Verhältnissen arrangiert, 
was anderes bleibt gar nicht übrig, oder man bleibt 
auf der Strecke; meine Eltern sind pro forma in 
der SED, wir hier am Tisch sind alle in der FDJ, 
wir erfüllen unsere gesellschaftlichen Pflichten, 
d.h. z.B. wir sammeln Spenden für Vietnam, 
leisten „freiwillige" Aufbaustunden, helfen bei 
Ernteeinsätzen, nehmen an Jubeldemonstrationen 
teil - aber sonst kann uns dieser Staat mal; wir ha- 
ben uns alle mit Marx und Engels und Lenin be- 
schäftigen müssen, wissen Sie, das ist die Theorie, 
in der Praxis geht das nicht." - „Eben", sprudelte 
ein anderer in unserer Runde heraus, Theorie und 
Praxis Marx und Murks - die Menschen sind eben 
zu unterschiedlich, sie haben verschiedene An- 
lagen, verschiedene Phantasie, verschiedene Ziele - 
aber gut leben wollen sie alle..." 

Fortsetzung dieses Erlebnisberichts unseres Mit 
arbeiters Peter Hürtgen in der nächsten Aus- 
gabe von WIR SELBST. 



19 



WELTWEITER 

BEFREIUNGS- 

KAMPF 



BASKENLAND 

Nach dem Sieg, Kampf für die Unabhängigkeit. 

Im Baskenland konnten die nationalistisch orien- 
tierten Parteien bei den Wahlen zum Regional- 
parlament der von Spanien besetzten Basken- 
provinzen mehr als eine zwei/drittel Mehrheit ge- 
winnen. 

Die Mehrheitsverhältnisse im zukünftigen Regional- 



parlament im einzelnen: 

Nationalisten: 

Baskische Nationalistenpartei 25 Sitze 

Vereingtes Volk 11 Sitze 

Baskische Nationalistische 

Linke (Euskadika Esquerra) 6 Sitze 

insgesamt 42 Sitze 

Spanische„Linke" : 

Sozialisten PSOE 9 Sitze 

Kommunisten PCE 1 Sitz 

insgesamt 10 Sitze 

Spanische „Rechte": 

Zentristen UCD 6 Sitze 

Volksallianz AP 2 Sitze 

insgesamt 8 Sitze 




Der Parteivorsitzende der konservativ-sozialen 
Nationalisten (PNV) plant eine Minderheitenre- 
gierung. Garaicoechea lehnt die Zusammenarbeit 
mit den antinationalistischen Parteien ab und 
wird sich neben dem „verstärkten Kampf um Un- 
abhängigkeit des Baskenlandes" in erster Linie 
dem Kampf gegen die hohe Arbeitslosigkeit von 




Carlos Garaicoetxea, Präsident der au- 
tonomen baskischen Regierung und 
der Baskisch-Nationalistischen Partei. 



17% widmen. Überraschend war der Erfolg der 
„linken '' nationalistischen Parteien. Insbe- 
sondere Herri Batasuna, die, ähnlich den west- 
deutschen Nationalrevolutionären , den gesamt- 
perspektivischen Kampf führt, also neben dem 
Kampf für Nationalismus, auch den Kampf 
gegen AKW und für Arbeiterselbstverwaltung 
(Genossenschaften) führt, konnte erhebliche 
Stimmengewinne verzeichnen. Insbesondere 
im Bereich der Arbeiterbezirke und in den 
Regionen mit genossenschaftlich geführten 
Betrieben erreichte das „Vereinigte Volk" 
Spitzenergebnisse. Herri Batazuna wird seine 
elf Mandate im Regionalparlament nicht ein- 
nehmen, sondern unbeirrt den Kampf für 
ein unabhängiges, vereinigtes Baskenland weiter- 
führen. 




Für die Basken eine Wallfahrtsstätte: das mit baskischen 
Kult- und Wappenzeichen geschmückte Grab des unter 
Franco hingerichteten Txiki Paredes 
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FLANDERN 



SCHOTTLAND 



Der Streit zwischen Flamen und Wallonen um 
den Verlauf der Sprachengrenze hat einen neuen 
Höhepunkt gefunden. Im Gebiet Voerstreek, 
welches ursprünglich zur Provinz Lüttich (Wallo- 
nie) gehörte und nach der Förderalisierung Bel- 
giens im Austausch mit westflämischen Gebieten 
zu Flandern geschlagen wurde, kam es zu blutigen 
Auseinandersetzungen zwischen flämischen und 
wallonischen Nationalistengruppen. Das flämische 
Sprachenkomitee (Tall Aktie Komitee - TAK), die 
flämische Nationalistenpartei Volksunie und 
weitere Organisationen führten in dem Dorf 
Fouronle-Comte Demonstrationen durch, mit 
denen sie auf den flämischen Charakter dieses 
Voerstreckgebietes aufmerksam machen wollten. 




Als Gegendemonstranten der wallonischen Front 
der Frankophonen und der nationalistischen 
„Rassemblement Walion“ auftauchten, kam es zu 
blutigen Auseinandersetzungen, in deren Verlauf 
auch auf flämische Demonstranten geschossen 
wurde. 

In der Vergangenheit hat der Kulturimperialismus 
der französischsprachigen Kapitalistenklasse des 
öfteren zu brutalen Benachteiligungen der Flamen 
geführt. Diese Demonstration richtete sich gegen 
Bestrebungen.durch eine geschickte Zuwanderungs- 
politik den flämischen Charakter der Grenz- 
provinzen und Brüssels zu nehmen. Auffallend ist 
das verschiedene rechtsradikale und neonazistische 
Kreise in Flandern, das berechtigte Anliegen der 
Flamen für ihre kapitalistischen Zwecke um- 
funktionieren wollen. So war auch die VMO 
(Flämische Nationalsozialisten) in Fouron-Ie 
Comte mit von der Partie und liefertender 
bürgerlichen Presse gute Argumente gegen die 
flämischen Interessen. Bei wallonischen Natio- 
nalisten setzt ein Umdenkungsprozeß gegen die 
kapitalistische Zuwanderungspolitik ein, nicht 
zuletzt auch deshalb, weil die Bevölkerungszu- 
wachsrate bei den Flamen steigt und das Pendel 
Zurückschlagen könnte. 



Dundee: Rechtsruck in der Schottisch Natio- 

nalistischen Partei. Auf dem letzten Parteitag der 
SNP konnte sich der rechtsgerichtete , als 
Volksredner bekannte Dougles Henderson, als 
stellvertretender Parteivorsitzender gegenüber den 
nationalrevolutionären Kräften durchsetzen. Er 
löste damit die nationalrevolutionäre Sozialistin 
Margo Mc. Donald ab. Parteivor- 
sitzender wurde Gordon Wilson. Inhaltlich be 
schloß der Parteikongreß zu dem Motto: „Unab- 
hängigkeit - nichts weniger", zurückzukehren. 
Die SNP unterstützt in einer Resolution den Kampf 
der Dundeeer Schiffsarbeiter, den Robb-Caledon 
Yard in Dundee offenzuhalten. Ferner wurde be- 
schloßen, die Initiativen gegen Kernenergie ver- 
stärkt voranzutreiben. Verabschiedet wurde eben- 
falls ein Antrag , der Fraktionsbildungen ermög- 
licht. Die SNP verfügt zur Zeit über einen kon- 
servativ-populistischen Flügel, einen sozialdemo- 
kratischen Flügel und über einen „linken" natio- 
nalrevolutionären Flügel, der maßgebend die 
schottische Alternativbewegung repräsentiert 
(vergleichbar nonkonformistischen Bestrebungen 
in Westdeutschland). 




Vorstandsmitglieder der Schottischen Nationalistischen Partei 



ANDALUSIEN 

Moralischer Sieg der andalusischen Nationalisten 

Mit Hilfe von toten Wahlberechtigten, die mit- 
zählten, konnte die konservativ-reaktionäre 
spanische Regierung Suarez die Autonomie 
Andalusiens verhindern. Da es sich bei dem 
andalusischen Referendum um ein Volksbe- 
gehren handelte, mußten über 50 v.H. der 
Wahlberechtigten in jeder Provinz einen Ja- 
Zettel in die Urnen legen. In den sog. hist< 
•rischen Regionen mit eigener Sprache 
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(Baskenland, Katalonien, Galicien) war nur 
die Mehrheit der abgebenen Stimmen erfor- 
derlich. Da die Wahllisten von den Ultra 
Reaktionären der UCD nicht bereinigt 
wurden und dadurch weit über 20 000 

Tote wahlberechtigt waren und zwangs- 
weise als ,, Nein-Votum" zählten, konnte 
in zwei der acht Provinzen die 50 %- 

Hürde knapp nicht übersprungen werden. Eben- 
falls konnte der UCD nachgewiesen werden, 
daß zahlreiche Andalusier, so auch (wie 
peinlich) der Präsident der provisorischen Re- 
gierung Andalusiens, Rafael Escuredo, auf den 
Wählerlisten fehlte. Escuredos Kommentar zu den 
Manipulationen der Faschisten:,, Andalusien ist 
wohl das einzige Land der Welt, wo es den Toten 
so leicht gemacht wird, zu wählen, und den Leben- 
den so schwer, ihre Stimme abzugeben." 

Die UCD bekam bereits die Folgen ihrer Manipu 
lationen zu spüren: 

1. Der andalusische Bezirksvorsitzende Clavero 
verließ die UCD und trat als Kultusminister im 
Kabinett Suarez zurück. 

2. Nach Meinungsumfragen fiel die UCD in Anda 
lusien so weit zurück, daß man sie lediglich noch 
als Splitterpartei bezeichnen kann. Dagegen konn- 
ten sowohl spanische Sozialisten, andalusische 
Nationalisten der PSA sowie Kommunisten, die 
sämtlich für die Autonomie eintraten,an Sympatie 
gewinnen. 

3. Clavero wird eine konservative andalusische 
Partei zusammen mit der Mehrheit der UCD 
Funktionäre in Andalusien gründen. Andalusien 
fühlt sich als vernachlässigte Region Spaniens. 
Viele Andalusier sagen, daß sie die Stiefkinder 
Spaniens seien. In der Tat ist Andalusien 
wirtschaftlich ausgebeutet worden. Viele 
Versprechungen, dem „Armenhaus Spaniens" mehr 
Beachtung zu schenken und industriell zu fördern, 
wurden von der Madrider Zentralregierung nicht 
eingehalten. Die Bevölkerung ist es nun satt, hohe 

Arbeitslosigkeit, wirtschaftliche Ausbeutung und 
kulturelle Überfremdung länger hinzunehmen. 
Schon bildet sich eine ANDALUSISCHE 
BEFREIUNGSFRONT, die notfalls gewaltsam 
kämpfen will, wie ETA im Baskenland. Ihr 
Anführer der nationalistische Priester Medina freut 
sich bereits über den massenhaften Zulauf aus der 
andalusichen Bevölkerung, die von der Mentalität 
alles andere als gewalttätig ist. Stolz schwenken die 
Andalusier ihre grün weiß-grüne Fahne und 
erinnern sich gerne ihrer jahrhundertelangen 
islamischen Vergangenheit. Der andalusische 

Nationalismus hat der Regierung Suarez eine 
moralische Niederlage bereitet. 



INDIANER 



Gegen westliche Entfremdung 
Die Verurteilung der westlichen Zivilisation, die 
nicht nur„unmenschliche Gesellschaften" ge 
schaffen habe, sondern durch Vergiftung der Um- 
welt, der Flüsse und Meere, Vernichtung der Wäl 
der und Verschwendung der natürlichen Rohstoffe 
auch bereits einen großen Teil der Erde zerstört 
habe, ist der Inhalt einer Erklärung, die vom ersten 
Kongreß der Indianer-Bewegungen in Südamerika 
verabschiedet wurde. In der „Erklärung von Ollan- 
taytambo", so genannt nach einem Tal nahe der 
Inkastadt Cuz Co (Peru), wo das Treffen stattfand, 
wird die Entschlossenheit der Indianer bekräftigt, 
für ihre Rechte als Volk zu kämpfen. Die Teil 
nehmer des Kongresses beschlossen ferner, Ollan- 
tayambo als Welthauptstadt der Indianer und als 
Sitz einer indianischen Universität vorzuschlagen. 
Außerdem wurde die Gründung eines süd 
amerikanischen Indianerrates angeregt. 



UKRAINE/LITAUEN 



Verhaftungswelle vor der Olympiade 
Die Aktivitäten des Komitees für Staatssicherheit 
konzentrieren sich derzeitig auch auf Litauen und 
die Ukraine. So wurde in Litauen der Historiker 
Antana Terleckas und der Arzt Arwidas Tsche- 
konawitchjus verhaftet. Dem Arzt wird unter 
anderem vorgeworfen, sich für die nationalen und 
religiösen Rechte der Litauer einzusetzen. Der 
Regimekritiker Terlekkas war schon unter Stalin 
12 Jahre in politischer Strafhaft. In der Ukraine 
nahm der KGB sechs Männer - unter ihnen zwei 
Arbeiter und ein Biologe - fest, nachdem sie in die 
ukrainische Helsinki-Gruppe aufgenommen worden 
waren. 
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Positives Nationalismusverständnis 

James Connolly wurde 1868 in Edinburgh als dritter Sohn eines irischen Emigranten ge- 
boren. Er begann im Alter von 10 Jahren zu arbeiten, trat mit 14 Jahren in die Armee ein 
und diente 9 Jahre lang, hauptsächlich in Irland, der Heimatseiner Vorfahren. 1892 trat 
Connolly aus der Armee aus und ging zurück nach Edinburgh, wo er aktives Mitglied 
der Scottish Socialist Federation wurde. Der Dubliner Sozialisten Club bot ihm 1896 
eine Ganztagsstellung als Organisator an, die er annahm. Wenige Tage nach seiner An- 
kunft in Irland gründete er die Irish Socialist Republican Party und entwickelte ein 
Programm, das den irischen Weg zum Sozialismus und die Befreiung Irlands aus der 
kolonialen Abhängigkeit zum Inhalt hatte. Die historische Verbindung von Sozialismus 
und Befreiungsnationalismus verwirklichte sich im Denken dieses irischen Patrioten. 

1903 zwangen ihn finanzielle Schwierigkeiten, in die USA zu emigrieren. Er arbeitete 
in verschiedenen Berufen und wurde in der amerikanischen Gewerkschaftsbewegung 
aktiv. 1910 kehrte er nach Dublin zurück und wurde der Organisator der Sozialistischen 
Partei Irlands. Er war ein ausgesprochener Gegner der irischen Teilnahme am 1. Welt- 
krieg. Als einer der Führer des Osteraufstandes von 1916 wurde er im Kampf ver- 
wundet und nach der Kapitulation der Aufständischen vom Kriegsgericht verurteilt. 

Am 12. Mai 1916 exekutierte man den großen irischen Sozialisten und Nationalisten. 




„ Das Erkennen der Pflicht, die wir unserer Nation schulden, ist, wie ich meine, die 
eigentliche Triebfeder des nationalistischen Handelns; und unsere Nation, richtig ver- 
standen, bedeutet nicht nur einen Fleck auf der Erdoberfläche, von welcher wir unsere 
Herkunft ableiten, sondern sie umfaßt auch alle Männer, Frauen und Kinder unserer 
Art, deren kollektives Leben die politische Existenz unserer Nation ausmacht. Wahrer 
Nationalismus strebt nach dem Wohlergehen eines jeden in dem Glück aller und ist 
unvereinbar mit dem selbstsüchtigen Verlangen nach übersteigertem weltlichen Wohl- 
stand, der nur durch die Ausplünderung von unterprivilegierten Mitmenschen erreicht 
werden kann!' 
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Bericht vom Parteitag der SINN FEIN in Dublin 
von Walter Hohenstein 

Am 19. und 20. Januar 1980 fand in Dublin der 
diesjährige Parteikongreß der Provisional SINN 
FEIN statt. Dieser Parteitag fand statt vor dem 
Hintergrund verschärfter Auseinandersetzungen 
mit dem britischen Imperialismus. Ähnlich wie bei 
den westdeutschen Nationalrevolutionären, so 
auch bei den irischen Nationalisten , spielten die 
Fragen „Demokratie und Sozialismus” eine her- 
vorragende Rolle. Ruaiti o Bradaigh, Präsident 
der SINN FEIN, führte in seiner programma- 
tischen Rede aus, daß SINN FEIN mit dem ka- 
pitalistischen und imperialistischen System 
brechen werde, hier führte er insbesondere die 
EG an, wörtlich sagte er: 
„ Wir werden ein neues radikales Irland schaffen, 
das weder kapitalistisch noch staatskapitalistisch 
ist. SINN FEIN strebt die Errichtung einer demo- 
kratischen sozialistischen Republik an, mit größt- 
möglicher Dezentralisierung der politischen Macht 
und Entscheidungsbefugnisse”. 

Am Kongreß der SINN FEIN nahmen zahlreiche 
ausländische Delegationen teil, beispielhaft seien 
die Front der katalanischen Nationalisten (FNC), 
die EIA (Partei für die Freiheit des Baskenlandes), 
die linksnationalistische flämische Organisation 
ARBEID (Absplitter der WERE Dl) und Otelo 
Saraiva de Carvalho (Portugal) genannt. Ferner 
waren zahlreiche Irland-Solidaritäts-Komittees ver- 
treten, Grußbotschaften gingen von zahlreichen 
Befreiungsbewegungen aus der ganzen Welt ein, 
beispielhaft seien die cornischen Nationalisten 
der CNP, die FSLN (Sandinisten) aus Nicaragua, 
zahlreiche keltische Nationalistengruppen, die 
EPLF (Eritrea), FRETELIN (Ost-Timor), 
die Sozialistische, arabisch-libysche Volks- 
dschamahiria sowie die deutschen National- 
revolutionäre genannt. 
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Lebhaft und leidenschaftlich wurde die Diskussion 
darüber geführt, wie der sozialistische Weg der 
SINN FEIN aussehen sollte. Während die ältere 
Generation den politischen Kampf alleine aus 
überwiegend nationalen Motiven geführt hat, 
fordert die junge Generation, insbesondere 
aber auch die Parteigruppierungen aus dem Nor- 
den Irlands, eine stärkere Betonung einer 
politischen Gesamtperspektive. Nachfolgend 
seien die wichtigsten programmatischen Pos- 
tulate, welche auch im neuen Parteiprogramm 
„Das neue Irland - die soziale Dimension" fest- 
gehalten wurden, aufgeführt. 

„ Für einen dezentralen, genossenschaftlichen 
Sozialismus - Zu lange schon ist der Reichtum 
Irlands, irische Arbeit und Produktionsmittel, im 
Interesse ausländischer Kapitalisten und der mit 
ihnen verbündeten einheimischen Kapitalisten 
ausgebeutet worden". Das soziale und wirtschaft- 
liche Programm der SINN FEIN sieht vor, den 
irischen Reichtum in die Hände des Volkes zu 
legen, damit er im Sinne aller Menschen ausge- 
beutet und entwickelt wird. SINN FEIN strebt 
ein System an, in dem es unmöglich wird, daß 
eine Ausbeutung von Menschen über Menschen 
stattfindet und das wirklich demokratisch auf 
allen Ebenen der Gesellsschaft ist. 

Im einzelnen sind nachfolgende Forderungen 
bemerkenswert: 

* stärkere Föderalisierung, anders als in der 
Schweiz kantonal, sondern auf der Basis der 
Gemeindeselbstverwaltung und der Koopera- 
tiven. 

•Neben der nationalen Befreiung richtet sich 
der politische Kampf auch auf die soziale 
Befreiung. 

* Ablehnung absoluter Besitztitel an Land, Auf- 
teilung des Großgrundbesitzes an die kleinen 
Farmer. Bildung von Kooperativen. 

•Vergenossenschaftung der Schlüsselindustrien, 
öffentliche Kontrolle über Banken und Ver- 
sicherungen. 

Nachdrücklich wendet sich SINN FEIN auch 
gegen die wachsende Überfremdung, hier 
lauten die Forderungen: 

Kein Verkauf an Ausländer, Rückzug aus 
der EG, keine Überfremdung durch Ausländer. 

Auch die Frauenfrage erlangte erstmalig in 
der SINN FEIN Qualität. Waren die Frauen bis- 
lang mehr ein Randthema und die Arbeit der 
Frauen auf Kongressen von SINN FEIN mehr auf 



Kartenverkauf und Kinderverwahrung ausge- 
richtet, so erhoben sie erstmalig massiv ihre 
Stimme und warfen det .Parteiführung vor, sie 
würde die Frauenfrage mehr oder weniger unter 
den Tisch fallen lassen. 'Mit großer Mehrheit 
wurden zahlreiche Entschließungen zur Frauen- 
frage angenommen. Ein Anfang ist wenigstens 
gemacht. 

Eine breite Mehrheit lehnt nach wie vor eine Teil- 
nahme der SINN FEIN bei politischen Wahlen ab. 
Obwohl sich durch die Absetzung des bisherigen 
konservativen Ministerpräsidenten Lunch durch 
den stärker nationalistisch orientierten Haughley, 
der ebenfalls der Regierungspartei Fl ANNA FAIL 
angehört, das politische Klima verbessert hat, wird 
eine Wahlteilnahme mit der Begründung verworfen, 
daß das Dubliner Parlament nur ein Werkzeug des 
britischen Imperialismus sei. Gleichzeitig wurden 
offizielle Zahlen von Meinungsumfragen bekannt- 
gegeben, die beweisen, daß der irische Freiheits- 
kampf stark in der Bevölkerung verankert ist: 

21% unterstützen aktiv die Ziele der republika- 
nischen Bewegung. 78% sind für den sofortigen Ab- 
zug der britischen Truppen. 

Optimistisch und selbstbewußt geht die SINN 
FEIN in die 80er Jahre. Parteichef Ruairi o Brad- 
aigh auf dem Kongreß: 

„ Was sich tatsächlich geändert hat ist, daß wir sie- 



gen werden und daß das Spiel aus ist für die bri- 
tischen Interessen in Irland. Es gibt heute kein zu- 
rück mehr zum Stormont, dem sog. nordirischen 
Parlament, zu Sunningdale (Kompromißvorschläge} 
oder irgendeiner anderen halben Maßnahme. Die 
Briten müssen öffentlich erklären, was sie privat 
schon zugeben: daß ihre Tage in Irland gezählt 
und daß sie werden rausgehen müssen. Und sowie 
diese naheliegende Tatsache begriffen ist, müssen 
wir alle uns der dringenden Aufgabe zuwenden ein 
völlig neues Irland aufzubauen.'' 

Der Parteikongreß von SINN FEIN (zu deutsch: 
WIR SELBST) zeigt, daß die irischen National- 
revolutionäre eine wichtige politische Kursän- 
derung, besser noch gesagt Themenerweiterung 
vorgenommen haben, Befürchtungen älterer und 
konservativer Menschen, die sozialistischen Post- 
ulate würden einen Ruck nach „links” bedeuten, 
konnten von der Parteiführung dahingehend ent- 
kräftet werden, daß in Irland der Kommunismus 
keine Chance hätte und der Kampf für den Sozia- 
lismus gerecht sei, weil er der gesamten Bevöl- 
kerung diene. Ferner wurde auf die traditionelle 
Verbindung von Sozialismus und Nationalismus 
(James Connnolly) hingewiesen. Bemerkenswert 
ist, daß die Diskussion innerhalb der SINN FEIN 
bemerkenswerte Paralellen zum Diskussionsstand 
der westdeutschen NR-Bewegung aufzeigt. Eine 
stärkere Kooperation mit SINN FEIN wäre daher 
sicher nützlich für beide Bewegungen. 




BRITISCHE BESATZUNGSTRUPPEN IN NORDIRLAND (Photo: wir selbst) 
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Revolutionäre Literatur 
des deutschen Vormärz 



Revolutionäre Literatur des deutschen Vormärz 



von Klaus Berger 

Geschichte wird von Menschen gemacht, aber Ge- 
schichte prägt auch Menschen. Gerade in histo- 
rischen Umbruchzeiten, wo die Überlebtheit des 
Alten deutlich wird, das Neue sich aber erst durch 
tausend Widerstände seinen Weg brechen muß, ent- 
wickeln sich Charaktere, die als aktive Träger des 
Zukünftigen aus der Masse ihrer Zeitgenossen hin- 
ausragen und deren Wirken Vorbild und Sinn auch 
für die Nachwelt gibt. Dies war so in der großen 
deutschen Volksrevolution des 16. Jahrhunderts, 
in den Bauernkriegen, deren prägende Figuren wie 
Joß Fritz, Ulrich von Hutten, Franz von Sickingen 
und Thomas Müntzer aus der Reihe derer nicht 
mehr wegzudenken sind, die in Deutschland um die 
Freiheit des Volkes und des Individuums und die 
Rechte der unterdrückten Klassen kämpften und 
dadurch für alle folgenden sozialen und nationalen 
Bewegungen in diesem Lande zu Vorbildern wur- 
den. Und dies war ebenso mit den Revolutionären 
der Epoche zwischen 1800 und 1850, bei den 
Kämpfern, Dichtern und Volkstribunen, die die 
Befreiungskriege, der Widerstand gegen die 
„ Heilige Allianz" und die große demokratische, 
soziale und nationale Volkserhebung der Jahre 
1848/49 hervorbrachten. 

Gerade der Widerstand gegen den nach 1815 
sich in Todeskrämpfen windenden, gleichwohl aber 
noch tollwütig um sich schlagenden Absolutismus 
prägte in Deutschland, aber auch in anderen Län- 
dern Europas, Persönlichkeiten, bei denen sich ein 
hohes Maß an Gerechtigkeits- und Freiheits- 
streben, revolutionärem Aktivismus und tiefer 
Volksverbundenheit vereinigte mit der Einfühl- 
samkeit, Sprachgewalt und Begabung des Dichters. 

In einer Zeit wie der unseren, in der Kultur zu- 
nehmend zur kommerziell gesteuerten und primi- 
tiven , .Unterhaltung" verkommt bzw. sogar als 
ideologischer Manipulationsmechanismus der 
Herrschenden zur Normierung des Bewußtseins 
eingesetzt wird, ist die Aufarbeitung der revolutio- 
nären Kulturtraditionen des deutschen Volkes 
eine wichtige Waffe im Kampf gegen diese Ent 
fremdung und Manipulation, Und sie kann zu- 
gleich Anstöße geben zur Reflexion der heutigen 
gesellschaftlichen Situation und den Möglich- 
keiten der Einleitung einer revolutionären Wende. 
Die Dichter des Vormärz haben uns dabei viel 
zu sagen. 



GEORG BÜCHNER UND DER HESSISCHE 
LANDBOTE 

Nur 23 Jahre wurde Georg Büchner alt: am 17. 
Oktober 1813 wurde er in dem Dörfchen 
Goddelau bei Darmstadt im damaligen Groß- 
herzogtum Hessen als ältester Sohn eines 
Arztes geboren, am 19. Februar 1837 starb er 
im Züricher Exil an Typhus. Den bis heute 
andauernden Erfolg seiner Bühnenstücke er- 
lebte er nicht mehr mit, nur eines (,,Dantons Tod") 
erschien zu seinen Lebzeiten, erst 1879 wurde eine 
Gesamtausgabe seiner Werke veröffentlicht und 
erst um die Jahrhundertwende begannen Germa- 
nistik und Theaterwissenschaft auf seine Arbeiten 
in größerem Umfange aufmerksam zu werden. 




Nach dem Abschluß des Gymnasiums ging Büchner 
1831 nach Straßburg, um Medizin zu studieren. In 
der seit der Junirevolution 1830 - freien franzö- 
sischen Luft wird ihm die Enge und politische 
Muffigkeit der Verhältnisse in Hessen deutlich. 
1833 ins Großherzogtum zurückgekehrt wo er 
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seine Studien in Gießen fortsetzt - ist er mit Duck- 
mäusertum und politischer Repression kon- 
frontiert. An einen Freund schreibt er zu jener 
Zeit: „ Die politischen Verhältnisse könnten mich 
rasend machen. Das arme Volk schleppt geduldig 
den Karren, worauf die Fürsten und Liberalen 
ihre Affenkomödie spielen. Ich bete jeden Abend 
zum Hanf und zu den Laternen". 

1834 gründet er in Gießen mit Freunden eine re- 
volutionäre Untergrundorganisation:,, Die Gesell- 
schaft der Menschenrechte". Sie unterschied sich 
deutlich von den liberalen Debattierclubs, machte 
sich zum Ziel, revolutionäre Gewalt des Volkes 
gegen die Gewalt der Herrschenden zu setzen und 
sah - trotz Bereitschaft zur Zusammenarbeit - nicht 
im liberalen Bürgertum, sondern in der breiten Mas- 
se des unterdrückten Volkes, in den Bauern, Hand- 
werkern und dem entstehenden Proletariat die An- 
sprechpartner. Büchner dazu: „Der materielle 

Druck, unter welchem ein großer Teil Deutschlands 
liegt, ist ebenso traurig und schimpflich als der 
geistige; und es ist in meinen Augen bei weitem 
nicht so betrübend, daß dieser oder jener Liberale 
seine Gedanken nicht drucken lassen darf, als daß 
viele tausend Familien nicht imstande sind, ihre 
Kartoffel zu schmälzen". 

Gemeinsam mit dem Butzbacher Schulrektor 
Friedrich Ludwig Weidig verfasst er eine revolutio- 
näre Flugschrift zur Agitation der Landbevöl- 
kerung, die im Juni 1834 erschien und unter der 
Losung „Friede den Hütten! Krieg den Palästen!" 
eine unmißverständliche Kampfansage an die 
herrschende Feudalklasse und ihren Staat darstellt: 
den „Hessischen Landboten". 

Scharf arbeitet er darin den Unterschied 
in der Lebensweise der Herrschenden und der des 
Volkes heraus: 

„Das Leben der Vornehmen ist ein langer Sonn- 
tag: sie wohnen in schönen Häusern, sie tragen 
zierliche Kleider, sie haben feiste Gesichter und 
reden eine eigne Sprache; das Volk aber liegt vor 




Kinderaibeit in einer rheinischen Textilfabrik, um 1840 



hinter dem Pflug..., der Vornehme aber nimmt das 
Korn und läßt ihm die Stoppeln. Das Leben des 
Bauern ist ein langer Werktag; Fremde verzehren 
seine Äcker vor seinen Augen, sein Leib ist eine 
Schwiele, sein Schweiß ist das Salz auf dem Tisch 
des Vornehmen". 

'Bdjc! $öcW jWt bet 'B«(t ofü 
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Und zur Rolle des absolutistischen Unterdrücker- 
staates heißt es: „Wohnt eine Anzahl Menschen in 
einem Land und es sind Verordnungen oder Ge- 
setze vorhanden, nach denen jeder sich richten 
muß, so sagt man, sie bilden einen Staat. Der Staat 
also sind alle, die Ordner im Staat sind die Gesetze, 
durch welche das Wohl aller gesichert wird und die 
aus dem Wohl aller hervorgehen sollen. Seht nun, 
was man im Großherzogtum aus dem Staat ge- 
macht hat; seht was es heißt, die Ordnung im Staat 
zu erhalten! 700 000 Menschen bezahlen dafür 
sechs Millionen (Anm. des Verfassers: gemeint sind 
Steuern), d.h.,sie werden zu Ackergäulen und 
Pflugstieren gemacht, damit sie in Ordnung leben. 
In Ordnung leben heißt verhungern und geschun- 
den werden." Büchner wirft die Frage des Ge- 
meinwohls, der Menschenrechte und der Demo- 
kratie nicht rein formal, wie die Liberalen auf, die 
eine republikanische Verfassung, mehr jedoch nicht 
fordern. Sondern er stellt die offen zutage tretende 
soziale Frage in den Mittelpunkt, der absolutist- 
ische Staat wird als Instrument zur Ausplünderung 
und Niederhaltung des Volkes charakterisiert. 
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Dagegen stellt er die eigenständige Kraft und 
Macht des Volkes, die dieses erkennen soll: 

,,Hebt die Augen auf und zählt das Häuflein eurer 
Presser, die nur stark sind, durch das Blut, das sie 
Euch aussaugen und durch Eure Arme, die Ihr 
ihnen willenlos leihet. Ihrer sind vielleicht 10 000 
im Großherzogtum und Eurer sind es 700 000. 
Wohl drohen sie mit dem Rüstzeug und den Rei- 
sigen der Könige, aber ich sage Euch: Wer das 
Schwert erhebt gegen das Volk, der wird durch das 
Schwert des Volkes umkommen." 

Auch die nationale Zerissenheit Deutschlands 
durch die absolutistischen Territorialherrscher 
greift Büchner im „Hessischen Landboten" auf und 
prangert an: 

„Deutschland, unser liebes Vaterland, haben diese 
Fürsten zerissen... und nun fordern diese Verräter 
und Menschenquäler Treue von Euch. Doch das 
Reich der Finsternis neiget sich dem Ende. Über 
ein kleines, (Anm.d. Verfassers: bedeutet „in kurzer 
Zeit") und Deutschland, das jetzt die Fürsten 
schinden, wird alsein Freistaat mit einer vom Volk 
gewählten Obrigkeit wieder auferstehn." 

1834 ist die Zeit noch nicht reif, für den großen 
Aufstand, doch als im Revolutionsjahr 1848 in 
Gießen die radikaldemokratische Zeitung „Der 
jüngste Tag" erscheint und sich in Wortwahl und 
Thematik eng an den „Hessischen Landboten" an- 
lehnt, findet sie gerade deshalb großen Widerhall 
bei der Bevölkerung. Denn Büchners Sprache ist zu 
jener Zeit aktuell, aufrüttelnd und mitreißend, sie 
trifft genau die wunden Punkte der gesellschaft- 
lichen Situation. 

Die „Gesellschaft der Menschenrechte" fliegt auf, 
Büchner muß 1835 über Darmstadt nach Straßburg 
fliehen, 1836 geht er von dort nach Zürich. In die- 
sen letzten Lebensjahren entstehen seine dra- 
matischen Werke:, .Dantons Tod" (1835), sein 
erstes Bühnenwerk, das unter dem Eindruck der 
vorerst gescheiterten revolutionären Aktivitäten 
T. gewisse fatalistische Züge trägt, bei dem aber 
immer wieder der Glaube an die Kraft und die Ur- 
sprünglichkeit des Volkes und die Liebe zur Volks- 
kultur (Einarbeitung von Volksliedern usw,) zum 
Durchbruch kommen. „Woyzek" (1836) ist ein 
soziales Drama, das den Menschen als Leidenden 
und Unterdrückten darstellt und die Klassenge- 
sellschaft anprangert. Schließlich entstehen die 
Erzählung „Lenz” (deren Thema das Leiden am 
Leiden der Welt ist) und das Drama „leonce und 
Lena”. 

Während die westdeutsche Germanistik Büchner als 
relativ unpolitischen Humanisten und Philan- 
trophen zu behandeln versucht und seine revolutio- 
näre Tätigkeit als unwesentliche Episode abtun 
will (was nur unter allergröbster Vernachlässigung 
des Gesamtzusammenhanges seines Lebens und 



Werkes geht, d.h. unter Anwendung literaturhisto- 
rischer Geschichtsklitterung) versucht demgegen- 
über die DDR-Germanistik Büchner zur Recht- 
fertigung des staatskapitalistischen Systems zu 
vereinnahmen. So verstieg sich der DDR-Forscher 
Geerdte in der Fachzeitschrift „Weimarer Beiträge" 
zu der Behauptung, Büchners demokratische und 
Sozialrevolutionäre Ziele seien „in der DDR unter 
neuen geschichtlichen Bedingungen durch die Kraft 
der revolutionären Arbeiterklasse und ihrer Partei 
Wirklichkeit geworden." 

Dabei lässt sich noch heute vieles, was Büchner im 
„Hessischen Landboten" über die herrschende 
Feudalklasse sagte, genauso auf die prassende Cli- 
que der Staatsbürokraten in Ostberlin anwenden. 
Und in einer Schrift wie dem oppositionellen „Ma- 
nifest des Bundes Demokratischer Kommunisten" 
von 1977 finden sich, z.T. bis in die Sprachstruktur 
hinein, manche Parallelen zum „Hessischen Land- 
boten". 

Georg Büchners Erbe gehört weder den Apologeten 
des „freiheitlich-demokratischen" Privatkapi- 
talismus noch den Hofschreiberlingen der östlichen 
Staatssklaverei. Es gehört heute wie damals den- 
jenigen, die - gleich Büchner und den anderen Vor- 
märzdichtern selbst - für nationale Einheit, Demo- 
kratie und Sozialismus in Deutschland kämpfen. 



Klaus Berger 




Barrikadenkampf im März 1848 in der Breiten Straße in 
Berlin (Holzschnitt nach einer Zeichnung von C. Becker) 
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fEglps 

Überall in Europa wehren sich die unterdrückten 
Nationen und Regionen gegen Imperialismus, 
kulturelle Entfremdung, kapitalistische Ausbeu- 
tung und Zerstörung des ökologischen Gleichge- 
wichtes. So auch im Elsaß, hier ist es besonders 
die junge Generation, die für einen modernen 
antikapitalistischen Befreiungsnationalismus ein- 
tritt. 

Einer der markantesten Vertreter dieser Jugendbe- 
wegung ist der Liedermacher Rene Egles. Rene 
Egles, der elsässische Regionalist, gehört zu jener 
Sorte von Protestsängern, die nach den Ursachen 
der politischen und wirtschaftlichen Entfrem- 
dung im Eisass fragen. Hierin unterscheidet er 
sich von ,, konservativen" und „rechten" Strö- 
mungen, die die Sprachenfrage bis zum Exzeß 
diskutieren, die Mechanismen kapitalistischer Ent- 
fremdungsstrategie aber nicht sehen wollen. So zeigt 
seine Arbeit politische Gesamtzusammenhänge auf, 
die nationalrevolutionärer Qualität entsprechen. 




Rene Egles Foto : Dany Mahler 

In seiner LP „Umesunscht" fragt Rene nach der 
Zukunft des Elsaß: 

„Wie mini Klampf ohne Saide, isch min Ländel 
ohneSproch: Stumm." 

Zusammen mit seinem Freund dem elsässischen 
Dichter und Sänger Andre Weckmann gestaltet 
Rene diese Dokumentation elsässischen Seins und 
vereinigt in ihr Hoffnung und Pessimismus zu- 
gleich. 



In seinem Lied „umesunscht?" hegt Rene die 
Hoffnung, daß die Menschen es doch einmal end- 
lich verstehen mögen, daß der ewige Wahnsinn 
zum angeblichen Fortschritt hin, den Menschen 
nicht gerecht wird. In seinem Lied „Souvenirs, 
Souvenirs", beklagt er, daß die Touristen, sich 
nicht für die Probleme des Landes interessieren, 
sondern nur die Scheinwelt der Touristikindustrie 
wahrnehmen. Neben traditionellem elsäßischen 
Volksgut besingen Andre und Rene auch die 
wachsende Zerstörung der Umwelt am Oberrhein. 
Scharf geißelt Andre den französischen Kultur- 
imperialismus, indem er die Politik des fran- 
zösischen Staates mit der Politik der Rassendis 
kriminierung in den USA vergleicht: 

„Redd wiss neger, wiss esch scheen, wiss esch no- 
wel, wiss isch gschit, wiss esch franzeesch, fran- 
zeesch esch wiss, wiss un chic, elsasser.elsaaisch da- 
gaje net, zall esch brimidiv, vulger pfui " 




Pessimistisch klingt ein Lied, welches Rene in 
französisch singt und hier in deutsch übersetzt sei: 
„Was sagt er? Ich weiß es nicht! Du, könnte das 
nicht Elsässisch sein? Müllär, das ist doch El- 
sässisch, oder? Du solltest es wissen, denn war 
dein Großvater nicht dabei, damals in Marckols- 
heim, in den siebziger Jahren? Ja , das ist El- 
sässisch. Aber kein Mensch versteht es mehr. Denn 
Elsässisch ist eine tote Sprache". 



Rene Egles „Umesunscht" drückt musikalisch das 
Wollen und Selbstverständnis, die Sorgen, die 
Freude und die Notsituation elsässischen Lebens 
aus. Politisches Lied sowie die Volkslieder wie das 
Insektenlied oder das Baggerlied erzählen und 
schildern, was die politisch wache junge regio- 
nalistische Bewegung im Elsaß bewegt. 

Die Schallplatte von Rene ist erhältlich über seine 
Anschrift: 

Rene Egles, 28 rue de Platane, 67300 Schiltigheim 
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GRÜNE BEWEGUNG 



LESERBRIEFE 

Die WIR SELBST* Redaktion behält sich vor. Zuschrif 
ten zu kürzen. 



WIR SELBST 

Mit Interesse habe ich eine Kritik Ihrer Zeitschrift in der 
WELT gelesen. Ich möchte Sie daher bitten, mir jeweils ein 
Exemplar der bisher erschienenen Nummern zuzusenden. 
Die Unkosten werde ich Ihnen nach Erhalt begleichen. 

Jürgen R. , Dortmund 



Liebe Redaktion, auch Eure Zeitschrift finde ich neben 
der TAZ und ,, anders leben" prima, notwendig und unter* 
stützungswürdig. 

Heinz B., Hamburg 

LESERFORUM 

Buchbesprechungen fehlen noch in „wir selbst". Des wei- 
teren einige Hinweise: Vom Verlag der Zeitung „das da" 
wurde ein Sonderheft zum Tode von Rudi Dutschke her- 
ausgebracht. Es enthält zahlreiche Aufsätze von Rudi aus 
der Zeit der APO bis zu seinem Einstieg in die Bewegung 
der Grünen, Preis DM 5,-. * 94 Arzte aus Schweinfurt 
sprachen sich Mitte Februar gegen die Inbetriebnahme des 
AKW Grafenrheinfeld aus. Sie begründeten ihren Entschluß 
mit der Studie amerikanischer Ärzte, die im Umkreis von 
KKW's überdurchschnittlich viel Leukemie, Miß- und Fehl- 
geburten feststellten. * Wie das Innenministerium von 
Bayern bekannt gab, müssen die Besucher beim Betreten ei- 
nes Kernkraftwerkes damit rechnen, daß der vorzuzeigende 
Personalausweis abgelichtet wird. So soll gewährleistet wer- 
den, daß bei einem evt. Sabotageakt alle Besucher überprüft 
werden können, * „Das Fortdauern und Wachhalten des ge- 
samtdeutschen Bewußtseins ist für die nationale Einheit 
entscheidend." Dies erklärte der Bonner Staats- und 
Kirchenrechtler Prof. Ulrich Scheuner auf einer Tagung des 
Kurator iums „Unteilbares Deutschland" 

Gerhard Q., Würzburg 



Ohne Vielfalt Keine Einheit, ohne Einheit keine Viel- 
falt! Konkret: Ohne ein Programm in zwei Teilen, dem 
Konsens und dem Varianten-Diskussionsteil, keine geistige 
Freiheit - ist die Unterwerfung der GRÜNEN unter eine 
Richtung programmiert, ist die Gleichschaltung unvermeid- 
bar und damit die Spaltung . 

Darum: EINHEIT in VIELFALT 

Karl H., Hamburg 



Da in meinem Hause schon einige Männer der „Non- 
Konformisten" weilten und wo ich auch den Heraus- 
geber der „Neuen Politik", Wolf Schenke, persönlich mit 
einigen anderen, gut kenne, so sollen Sie gerne wissen, daß 
ich als „politischer Mensch" nicht unbekannt geblieben bin. 
Tatsächlich teile ich vollkommen Ihre in WIR SELBST dar- 
gestellten Tatsachen, zumal wo heute eine Besinnung und 
politische Umorientierung notwendiger denn jemals ist. 

Werner K„ Westerburg 

Landesschatzmeister der AUD Rheinland/Pfalz 



NATIONALREVOLUTIONÄRE 

Von der Zeitschrift „Spuren" erhielt ich Eure Zeitschrift 
Vielleicht erinnert Ihr Euch, ich habe damals für die 
„Spuren" das Interview mit Wolfgang Venohr gemacht. 
Insgesamt habt ihr Euch in den letzten Jahren ganz gut 
weiterentwickelt, sowohl was Euch, oder besser gesagt 
die Berliner Ex-APM betrifft. Insbesondere finde ich 
es gut, daß Ihr Euch nicht nur für die Befreiungskämpfe 
der Kelten, sondern auch für die der Völker der Dritten 
Welt zu begeistern scheint. Schreibt doch mal was über die 
Befreiungskämpfe der Völker von Zimbabwe, Azania und 
Namibia. Übrigens glaube ich, daß ihr zwar mit Euren 
Thesen zur nationalen Identität vielen Menschen in der 
BRD voraus seid, jedoch der Kampf um Eure eigene 
politische Identität noch nicht entschieden ist. 

So z.B., wenn man in „wir selbst" liest, daß W.Strauß im 
üblen rassistischem Deutschen Hochschulanzeiger schreibt. 
Hängt er noch immer an diesen Rassisten? Es wäre gut, 
wenn Ihr hier einen klaren Trennungsstrich ziehen könntet. 
Insgesamt gefällt mir Eure Nummer ganz gut. 

Gebhard F. , Frankfurt 

Anmerkung der Redaktion: WIR SELBST ist organisa 
torisch nicht mit irgendeiner Organisation der Natio 
nalrevolutionäre verbunden. Die Bereitschaft von W 
Strauß seine Artikel neben bürgerlichen und linken 
Zeitschriften, auch Zeitschriften zur Verfügung zu 
stellen wie MUT und DHA, die die Nazi-Verbrechen 
immer wieder beschönigen wird von WIR SELBST 
abgelehnt. 
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mir selbst 

Zeitschrift für Nationale Identität 

Wir wollen die Neuschaffung eines unabhängigen, ge- 
einten Deutschlands in einem Europa freier Völker und 
kämpfen für den weltweiten Befreiungsnationalismus. 

Die Redakteure der Zeitschrift „wir selbst“ haben sich 
aus unterschiedlichen politischen Gruppierungen zu- 
sammengefunden, um folgende Einzelforderungen in 
einen Gesamtzusammenhang zu stellen: 

• Ethnopluralismus 

• ökologische Lebensgestaltung 

• humaner Sozialismus 

• dezentrale Wirtschaftsordnung 

• kulturelle Erneuerung 

• Basisdemokratie 

Bitte übersenden Sie mir ein Probeexemplar „wir selbst”. 
wO U pO M 2,00 DM in Bnetmarken habe ich beigefugt 

Name 
Straße, Nr 



PL2 Wohnon 





Hiermit bestelle ich WIR SELBST. WIR SELBST 
erscheint zweimonatlich und kostet im Jahresabon- 
nement DM 14,40. Der Betrag ist auf das Post- 
scheckkto. WIR SELBST c/o S. Bublies, Ludwigs- 
hafen 153981-679 zu überweisen oder liegt als 
Scheck bei. Ich weiß, daß erst nach Zahlungs- 
eingang geliefert wird. Das Abonnement ver- 
längert sich jeweils um ein weiteres Jahr, wenn es 
nicht ein Vierteljahr vorher gekündigt wird. 
Besteller: 

Name, Vorname: 

Straße, N ummer: 

PLZ, Wohnort: 

Datum : U nterschrif t: 




Hiermit bestelle ich WIR SELBST. WIR SELBST 
erscheint zweimonatlich und kostet im Jahresabon- 
nement DM 14,40. Der Betrag ist auf das Post- 
scheckkto. WIR SELBST c/o S. Bublies, Ludwigs- 
hafen 153981-679 zu überweisen oder liegt als 
Scheck bei. Ich weiß, daß eist nach Zahlungs- 
eingang geliefert wird. Das Abonnement ver- 
längert sich jeweils um ein weiteres Jahr, wenn es 
nicht ein Vierteljahr vorher gekündigt wird. 
Besteller: 

Name, Vorname: 

Straße, Nummer: 

PLZ, Wohnort: 



Datum : 



Unterschrift: 







pogrom 



„pogrom” informiert über die Situation diskriminierter 
und verfolgter ethnischer Minderheiten (Mehrheiten) in 
aller Welt. 

Themen verfügbarer Sonderausgaben: 

Die Afrobrasilianer, Südafrikas Bantustans. Völker- 
mord in Burundi. Selbstbestimmung für Namibia. Süd- 
sudan - Araber gegen Afrikaner?, Japans Unberühr- 
bare (Burakumin), Sudvietnams Montagnards. Freiheit 
für Osttimor, Indianervölker in Paraguay, in Ostboli- 
vien, in Argentinien und in Kolumbien, Chiles Ma- 
puche, Lateinamerikas Tieflandindianer, Dene- India- 
ner in Kanadas Norden. 

Genaues Verzeichnis der Sonderausgaben anfordem. 

pogrom 

frtfanar in Europa 




Aktuelle Neuerscheinungen in der Reihe „pogrom” 
Nr. 50/51 „Indianer sprechen: Forderungen, Erklärun- 
gen, Berichte aus Nord- und Südamerika” (150 Sel- 
ten, DM 5,80) 2 Auflage 

Nr. 54/55/56 „Indianer In Europa: Dokumente zur 
Genfer Indianerkonferenz, zum Welteingeborenenrat 
in Kiruna/Lappland und zum BRD- Besuch” (200 Sel- 
ten, DM 7,50) 

Nr. 57/58 „Westsahara - Kampf um Selbstbestim- 
mung (mit Berichten von TdH u.a.) M 
(110 Seiten, DM 5,80) 

Nr. 59 „Assyrer heute - unbekanntes, verfolgtes Volk 
im Nahen Osten” In Buchform 
(240 Seiten, DM 7,50) 

•pogrom’ ist auch im Buchhandel erhältlich. 
Abonnement für 10 Nummern DM 30.- (ind. Porto), 
•pogrom' erscheint jetzt auch als zweimonatliches 
Magazin mit aktuellen Beiträgen zur Situation der 
Vierten Welf 

Einzel- und Abo-Bestellungen bei: 

Gesellschaft für bedrohte Völker 

Gemeinnütziger Verein 

Bramscherstr. 200 4500 Osnabrück 

Postscheck Hamburg 297793-207 



An alle, die von Gesundheitsvorsorge und Umwelt- 
schutz nicht nur reden, sondern auch praktizieren 
(wollen). 

GÜNTHER HUFNAGEL - Vertrieb gesundheits- 
dienender und umweltfreundlicher Industrie- 
Erzeugnisse, Ringstr. 17, 7530 Pforzheim, Tel.: 
07231/2x45=90 

- Haut und gewässerfrdl. Wasch-, Putz- und Spülmittel 

- Papierwaren - zu 100% aus Altpapier 

- Gesundheitsbücher (auch für Land- und Gartenbau) 

- Kosmetik und Körper /Fußpflegemittel der Fa. 
Wala-Heilmittel 

- Livos-Knetwachs - Holzstricknadeln APOLLO- Ra- 
sierer, ohne Strom und Batterie 

Fordern Sie bitte bei Bedarf Preislisten und Prospekte 
gegen DM 1,- in Briefmarken an. 

Nutzen Sie zur persönlichen Beratung die tarif- 
günstigsten Telefonzeiten am Abend und am Wochen- 
ende! 



Ein gesunder Garten durch 


Keine kranken Tomaten 


rsr#« 


Möhren ohne Möhrenfliegen 
Äpfel ohne Schorf 

Qualitätskartoffeln 
aus eigenem Garten 


Wir sagen Ihnen ■ 
wie man das macht ! 


Obst und Gemüse 

von feinstem Aroma > 

Rosen ohne Mehltau 


Sie erhalten ausführliche Unterlagen gegen 
Voreinsendung von 0M 2,50 in Briefmarken 


und vieles andere mehr , 


Gleichzeitig empfehlen wir Ihnen das hervorragende Fachbuch : 

„Gärtnern, Ackern - ohne Gift" von Prof. Alwin Seifert 1 

mit vielen Abbildungen, - 210 Seiten DM 14,80 
Unsere Bücherliste „Biologischer Garten* erhalten Sie gratis. 


Ernst-Ott* CcUrs 


Lebenfördernde Pflegemittel 1 
für Boden, Pflanze und Tier 1 


21 3 Rotenburg/ Wümme, Postf. 1 1 65, Am Bahnhof, Ruf (042 61 ) 31 06 1 







Kostenloses Probeexemplar anfordern: Margit Petschat, Postfach 11 o9 16 

*Jooo Düsseldorf 11 
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